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Kassenvielfalt
Gesunde Nähe stärken statt  
unnötiger Zentralisierung.

.

Nachhaltigkeit
Betriebskrankenkassen zeigen Wege 
zu einem ressourcenschonenden 
Gesundheitssystem auf.
.
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Editorial

ANNE-KATHRIN KLEMM 
Vorständin des  

BKK Dachverbandes

Selten gab es so viel Bewegung in der Gesundheitspolitik wie 
in diesen Tagen und Wochen. Und selten hat eine Bundesmi-
nisterin in der Geschichte der Bundesrepublik so schnell so 
viele Steine umgedreht wie Nina Warken. Sie ist dazu ver-
dammt, politisch und gesellschaftlich unpopuläre Reformen 
anzupacken. Zu lange haben die letzten Bundesregierungen 
die Schieflage in der gesetzlichen Krankenversicherung und 
sozialen Pflegeversicherung schleifen lassen, und zu groß 
ist heute der Reformstau, um länger weggucken zu können. 
Für diesen Handlungsmut sollte man ihr Respekt zollen und 
sie faktengeleitet unterstützen, wo es nur geht, damit unser 
Gesundheitssystem wieder den Anschluss schafft und die 
Bürgerinnen und Bürger nicht irgendwann in einem gesund-
heits- und pflegepolitischen Trümmerfeld stehen.

Veränderung erzeugt jedoch Widerstand und lässt Ängste  
zutage treten, die jede faktenbasierte Argumentation mit ei-
ner irrationalen Debatte kapern. Nachdem die FinanzKommis-
sion Gesundheit im Frühjahr ihre 66 Vorschläge zur kurzfris-
tigen Sanierung der GKV vorgelegt hatte, dauerte es keinen 
Tag, bis die Mehrheit der Akteure im Gesundheitswesen mit 
rhetorisch geschärften Messern auf der Palme war. Die Ärz-
teschaft prophezeite Terminnot und lange Warteschlangen in 
den Arztpraxen, die Pharmaindustrie zeichnete das Bild einer 
drohenden Arzneimittelwüste Deutschland. Und dann gab es 
auch wieder jene Stimmen, die die tatsächlichen Probleme im 
Gesundheitssystem mit populistischen Scheinlösungen, wie 
staatlich verordneten Kassenfusionen, übertünchen wollen. 

Wir wissen aus bevölkerungsrepräsentativen Umfragen, 
dass die Menschen sich Nähe und guten Service in der  
Gesundheitsversorgung wünschen, mit Krankenkassen, die 
sich kümmern und greifbar sind. Wir wissen, dass ein enger 
Austausch zwischen Krankenkassen und Unternehmen die 
Gesundheit der Beschäftigten, die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen und damit auch den Wirtschaftsstandort ins-
gesamt stärken kann. Wir wissen aus zahlreichen Beispielen 
in Deutschland, dass das Über-den-Haufen-Werfen von Viel-
falt und Wettbewerb zugunsten von erzwungenen, zentrali-
sierten Großstrukturen die Dinge nicht effizienter, sondern 
komplizierter und manchmal auch teurer machen. Trotz aller 
Heilsversprechen werden die anfangs als Retter beschwo-
renen Großbürokratien in der Regel irgendwann entzaubert. 
Wie schnell und heftig die Ernüchterung bei staatlich verord-
neten Kassenfusionen eintreten kann, zeigt sich am Beispiel 
Österreichs. Gerade weil die Erzählung von Kassenfusionen 
und den zwangsläufigen Einsparungen so einfach klingt,  
sollte man genau auf die Konsequenzen schauen. 

Und wenn die Menschen es wollten, hätten sie sich auch 
längst auf einige wenige Kassen konzentrieren können. Im 
Jahr 2026 ist jedoch ein gutes Viertel der 74 Millionen ge-
setzlich Krankenversicherten bei kleineren bis mittelgroßen 
Krankenkassen versichert. Nicht, weil sie dazu gezwungen 
wurden, sondern weil sie sich dort gut aufgehoben und ver-
sorgt fühlen. Die Politik sollte diesen Wunsch respektieren 
und ihre Energie besser darauf verwenden, sinnvolle Refor-
men zur Stabilisierung der GKV, die Nina Warken angestoßen 
hat, zu unterstützen.

Apropos Mut zur Veränderung: Auch wir Betriebskranken-
kassen scheuen uns nicht, die Dinge auf den Prüfstand zu 
stellen. Das BKK Magazin war lange Zeit eines unserer Aus-
hängeschilder im Printbereich. Doch die Zeiten und das Lese-
verhalten ändern sich – und damit auch die Erwartungen und 
Bedürfnisse unserer Zielgruppen. Die gedruckte Ausgabe 
des BKK Magazins, die Sie in Händen halten, ist die letzte. 
Denn: Gerade Gesundheitspolitik findet heute immer mehr 
online statt – mobil, nicht-linear verlinkt, kontextbezogen ver-
netzt. Daran wollen wir uns künftig orientieren.

Wir werden Ihnen selbstverständlich auch in Zukunft hoch-
wertige und anspruchsvolle Inhalte auf unserer Webseite 
bieten! Inhalte, die Sie dort auch – sogar themenspezifisch 
– abonnieren können.

Ihre Anne-Kathrin Klemm
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Kassenfusionen lösen keine struktu-
rellen Finanzprobleme – sie schaffen 
neue. Dr. Regina Klakow-Franck, ehe-
maliges unparteiisches Mitglied des 
G-BA, stellt radikale Gegenthesen zur 
Debatte: Schluss mit Verschiebebahn-
höfen, Entsolidarisierung und Struktur-
verschleppung. Was die GKV wirklich 
braucht, ist keine vermeintliche Ge-
sundschrumpfung – sondern endlich 
echte Reformen. Ab Seite 18

Das Gesundheitswesen verursacht 
rund sechs Prozent der deutschen 
Treibhausgasemissionen – ein Teil da-
von ist besonders unnötig. Denn bis 
zu 30 Prozent der Versorgung bringt 
den Patientinnen und Patienten keinen 
nachweisbaren Nutzen. Sarah Kramer 
und Martin König zeigen: Nachhaltig-
keit und Wirtschaftlichkeit weisen in 
dieselbe Richtung. Was jetzt fehlt, ist 
ein verbindliches politisches Mandat. 
Ab Seite 24

Gesundheit und Politik

Betriebskrankenkassen können  
sinnvollen Wandel

Aus den frühindustriellen „Fabrikkas-
sen“ von damals sind moderne Ver-
sorger von heute und für die Zukunft 
entstanden. Die Betriebskrankenkas-
sen blicken auf eine bis zu 300-jähri-
ge Geschichte zurück. Eine Zeit voller 
Wandel, aber auch voller Beständigkeit, 
denn im Kern sind die Betriebskranken-
kassen immer das geblieben, was sie 
schon immer waren. Krankenversiche-
rungen, die sich kümmern, nah an den 
Versicherten und Betrieben sind und 
sich durch schlanke Prozesse und in-
novative Versorgung auszeichnen. Die 
Betriebskrankenkassen sind ein unver-
zichtbarer Teil einer vielfältigen Gesund-
heitslandschaft – und werden es auch 
bleiben. Warum Vielfalt das System 
stärkt und welche Risiken Zentralisie-
rung birgt, zeigt dieser Beitrag. Seite 6

TRUMPS ARZNEIMITTELPOLITIK 
ALS WARNUNG: EUROPAS ABHÄN-
GIGKEITEN BLEIBEN EIN RISIKO

Ein Krisenhandbuch liefert Orientie-
rung, seit US-Präsident Donald Trump 
Arzneimittel zum Thema der Geopoli-
tik gemacht hat. Für Europa legt das 
einen wunden Punkt frei: strategische 
Abhängigkeiten bei kritischen Wirk-
stoffen und Vorprodukten. Dr. Christina 
Diessel und Sebastian Brauneis analy-
sieren, was das bedeutet – und warum 
die Antwort weder industriepolitische 
Romantik noch höhere GKV-Beiträge 
sein darf. Ab Seite 12

LEUCHTTÜRME
BKK Tag Bayern 202646

REGAL ODER TONNE
Gesundheitsreform:
Mehr Mut! 
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WANDEL IST WICHTIG, ABER BITTE RICHTIG!

BETRIEBSKRANKEN- 
KASSEN KÖNNEN  
SINNVOLLEN WANDEL  
Von Anne-Kathrin Klemm, Vorständin des BKK Dachverbandes

Im Editorial haben Sie es bereits gelesen: Sie halten heute die letzte Ausgabe des Magazins des 
BKK Dachverbandes in den Händen. In den vergangenen rund zwölf Jahren haben wir Ihnen über 
das Magazin politische Positionen und innovative Impulse sowie viele Leuchtturmprojekte aus 
dem BKK System und Entwicklungen darüber hinaus näherbringen können. Das BKK Magazin ist 
etlichen von Ihnen ans Herz gewachsen – und das freut uns sehr. Doch auch wir stellen fest: Das 
Leseverhalten verändert sich und die Zahl der treuen Leser, die das BKK Magazin gedruckt lesen 
möchten, sinkt. Das ist für uns Anlass und Ansporn zugleich, neue Wege zu bestreiten und mit 
Ihnen künftig über andere Kanäle zu kommunizieren. Denn wir haben nach wie vor viel über den 
Tellerrand hinaus zu beobachten, Entwicklungen zu analysieren und von gelingender Prävention 
und Versorgung zu erzählen.

Gesunde Nähe schaffen.

Jeden Tag.

Die Betriebskrankenkassen.
Unverzichtbar.

Denn sie kümmern 
sich dort um Gesundheit, 
wo die Menschen leben 
und arbeiten.

Gesunde 
Nähe 
schaffen. 
Jeden Tag.

www.gesunde-nähe.de
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Und zu erzählen gibt es mehr denn je, vor allem über Krankenkassen, die auf eine zum 
Teil über 300 Jahre lange Geschichte zurückblicken können. Sie sind aus der besonderen 
Verantwortung von innovativen Unternehmerinnen und Unternehmern aus allen nur denk-
baren Branchen entstanden, die es sich zur Mission gemacht haben, ihre Mitarbeitenden 
gesund zu halten. Aus diesen „Fabrikkassen“, wie sie damals noch hießen, entwickelten 
sich die heutigen „Betriebskrankenkassen“. Viele dieser Betriebskrankenkassen tragen 
noch immer die Bezeichnung ihrer Gründungsbetriebe in ihrem Namen. Andere haben sich 
im Laufe der Zeit zusammengeschlossen. In ihrer DNA sind sie aber immer noch das, was 
sie damals waren: Kassen, die sich kümmern, die nah an ihren Versicherten und den Arbeit-
gebern dran sind. Und genau diese Nähe zu Versicherten und Betrieben ist es, die kunden-
freundliche, schlanke und digital gestützte Strukturen und Prozesse in den Betriebskran-
kenkassen selbstverständlich machen. Dies wird von uns täglich eingefordert und treibt 
Innovationen sowie den Wandel im gesamten Gesundheitssystem voran. Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmervertreter in den Betriebskrankenkassen achten außerdem darauf, dass Ver-
sorgungsangebote, Beratung, Service und Leistungen qualitativ hochwertig sind und sich 
kontinuierlich den Bedürfnissen anpassen. Schließlich stehen die Betriebskrankenkassen 
untereinander und mit den anderen Krankenkassen im Wettbewerb. Unterdurchschnittli-
che Verwaltungskosten und gleichzeitig eine Bestbenotung der Kunden schließen sich also 
nicht aus – bei den Betriebskrankenkassen sind es ganz selbstverständlich zwei Seiten 
derselben Medaille. 

Und weil dies so ist, hat sich die Zahl der Krankenkassen, gerade auch der Betriebskranken-
kassen, insbesondere seit 1993 drastisch reduziert und den Marktbedürfnissen angepasst: 
Waren es damals noch über 1.200 Krankenkassen, so liegt die Zahl heute bei 93. Und da-
von sind 69 Betriebskrankenkassen. Die Entscheidung für Fusionen war unternehmer- und 
marktgetrieben. Und das funktioniert wunderbar. Noch heute und auch morgen. Schließ-
lich verändern sich auch die Betriebe. Mittelständische Unternehmen werden zu Großbe-
trieben oder Konzernen. Die Anforderungen an ihre Betriebskrankenkasse verändern sich 
mit. Die Kunden erwarten individualisierte, passgenaue Angebote und eine Versorgung vor 
Ort sowie persönliche Beratung und Ansprache statt Chatbots. Damit dies gelingt, laufen 
Routineprozesse IT-gestützt im Hintergrund ab, werden Rechnungen von Krankenhäusern, 
Rehaeinrichtungen, Apotheken sowie Ärztinnen und Ärzten schnell und bürokratiearm be-
glichen. Dazu wird das Rad nicht immer neu erfunden, sondern gebündelt hinter den Kulis-
sen von Dienstleistern und Experten zuverlässig erledigt. 

Dennoch treiben einige die Erzählung voran, dass weniger Krankenkassen oder gar eine 
Mindestgröße von einer Million Versicherten gesetzlich vorgeschrieben werden sollten. 
Das sei effizient und würde Kosten sparen. Der Beifall für solche Aussagen ist schnell und 
gewiss. Das liegt auch daran, dass die Nachteile von staatlich verordneten Fusionen tun-
lichst verschwiegen werden. 
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WELCHE SIND DIE FUSIONSGEFAHREN? EINE KLEINE AUSWAHL:

1.	 Stillstand statt Versorgung: Bei einer vorgeschriebenen Mindestgröße von einer Million 
Versicherten müssten 77 Krankenkassen zwangsfusionieren und vom Markt verschwin-
den. Darunter auch Kassen der AOK, der Ersatzkassen, der Innungskrankenkassen so-
wie ein Gros der Betriebskrankenkassen. Wäre dies in kürzester Zeit zu realisieren? 
Wohl kaum. Wie sähe es in der Übergangszeit dann zum Beispiel mit der Gestaltung 
der Versorgung, der schnellen Bearbeitung von Anfragen und Anträgen oder notwendi-
gen Investitionen in die IT aus? Man muss kein Hellseher sein, um zu wissen, dass es 
schlecht funktionieren würde.

2.	 Zentralisierung statt Nähe vor Ort: Dort, wo die Menschen leben, muss Versorgung 
sichergestellt sein. Tag für Tag, direkt vor Ort. Regionale Besonderheiten vielfältig ab-
zubilden gelingt den Betriebskrankenkassen bislang sehr gut. Auch die Leistungser-
bringenden profitieren davon, indem viele On-Top-Verträge spezifische Versorgungs-
bedarfe berücksichtigen und vergüten. Regionale Präventionsprojekte in Kitas, Schulen 
und Pflegeeinrichtungen, Verträge für eine schnelle psychische Versorgung von Kindern 
und Jugendlichen, ein Abkommen mit Rehaeinrichtungen an der Grenze für zur Schweiz 
für eine schnelle Nachsorge nach Skiunfällen – hätten wenige große Krankenkassen an 
solchen Verträgen noch Interesse? Wohl eher nicht oder nur bedingt. 

3.	 Höhere Kosten statt Einsparungen: Fusionen kosten Geld – in der freien Wirtschaft ge-
nauso, wie bei Krankenkassen. Wer anderes behauptet, ignoriert die Fakten. Umstellun-
gen von oder Investitionen in IT-Systeme, Standortschließungen oder -veränderungen, 
arbeitsrechtliche Konsequenzen und vieles mehr kosten Zeit und Geld. Und dass große 
Einheiten automatisch „günstiger“ in ihren Kostenstrukturen sind, auch das ist ebenfalls 
ein Irrglaube, wie die Expertinnen und Experten der FinanzKommission der Bundesre-
gierung schwarz auf weiß dargelegt haben. Das teure Experiment der Zwangsfusionen 
in Österreich ist Mahnung und Beleg zugleich und zeigt: Außer Spesen nichts gewesen. 
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Die Vielfalt der Krankenkassen in Deutschland ist also kein Systemfehler. Für die Betriebs-
krankenkassen gilt im Gegenteil: Es ist eine bewusste Entscheidung von Unternehmen 
und Betrieben, mit einer eigenen Krankenkasse für ihre Beschäftigten und deren Familien 
im Alltag und im Notfall da zu sein. Es ist die bewusste Entscheidung von Betriebskranken-
kassen, die sich zur Aufgabe gemacht haben, die gesundheitliche Versorgung in ihrer Re-
gion zu verbessern und den Menschen Alternativen sowie innovative Versorgungsmodelle 
anzubieten. Es ist auch die bewusste Entscheidung überregionaler und großer, geöffneter 
Betriebskrankenkassen, die selbstbewusst ihre Versorgungsangebote den Menschen in 
ganz Deutschland anbieten möchten. Und es ist die bewusste Entscheidung von Versicher-
ten, die sich für eine Betriebskrankenkasse entschieden haben, weil sie von deren Angebot 
oder dem Preis überzeugt sind. 

Die Erzählung von einer zu vielfältigen Kassenlandschaft in Deutschland ist also vergiftet 
mit Argumenten, die fachlich nicht haltbar sind. Den Bürgerinnen und Bürgern sowie den 
Leistungserbringenden wird ein Bär aufgebunden, indem ihnen schnelle Lösungen ver-
kauft werden. Verschwiegen werden ein Verlust an Nähe und Service, ein Verlust innova-
tiver Versorgung, und womöglich auch steigende Beiträge, wenn das Fusionsexperiment 
schiefgeht. Die Demokratie nimmt Schaden, da durch staatliche Eingriffe in die Vielfalt der 
Kassen die soziale Selbstverwaltung übergangen wird und die Entscheidungs- sowie Wahl-
freiheit der Bürgerinnen und Bürger eingeschränkt wird. Und auch die Wirtschaft nimmt 

GESUNDHEIT UND POLITIK GESUNDHEIT UND POLITIK

Schaden, weil ausgerechnet jene Betriebskrankenkassen, die sich betriebliche Prävention 
und Gesundheitsmanagement auf die Fahnen geschrieben haben und das gesundheitliche 
Rückgrat vieler erfolgreicher Unternehmen in Deutschland sind, am ehesten davon betrof-
fen wären. Schließlich gehören die Betriebskrankenkassen zur Gesundheitsinfrastruktur in 
unserer Arbeitswelt. Sie stärken die Betriebe mit Angeboten für eine gesunde Belegschaft 
und unterstützen sie so im Wettbewerb um Fachkräfte. Sie stärken außerdem die Regio-
nen, in denen sie verwurzelt sind. 

Unser System, die Betriebe und die Versicherten brauchen keine weitere Distanz und Zen-
tralisierung in der Krankenkassenlandschaft, sondern mehr gesunde Nähe. Vielfältige An-
gebote schaffen Stabilität, Verlässlichkeit und Sicherheit. Genau das ist es, worauf es den 
Menschen ankommt! Genau dafür stehen die Betriebskrankenkassen. 

Bedeutet das, dass alles beim Alten bleiben soll und muss? Auf keinen Fall! Denn wir le-
ben in einem dynamischen Umfeld, in dem gesellschaftliche und wirtschaftliche Umbrüche 
auch an den Betriebskrankenkassen nicht vorbeigehen. Diese aktiv zu gestalten und sich 
vorausschauend immer wieder sinnvoll entsprechend den Bedürfnissen der Versicherten 
und Unternehmen entsprechend zu wandeln, das können die Betriebskrankenkassen. Das 
liegt seit Jahrhunderten in ihrer DNA – und wir, die Betriebskrankenkassen, werden auch 
weiterhin darüber berichten.  
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TRUMPS ARZNEIMITTELPOLITIK ALS WARNSIGNAL:

EUROPAS ABHÄNGIGKEITEN 
BLEIBEN EIN RISIKO
Von Sebastian Brauneis, Politik und Kommunikation

Donald Trump hat die Arzneimittelpolitik endgültig zu einem Teil harter Wirtschafts- und Machtpolitik ge-
macht. Zolldrohungen, Druck auf Produktionsstandorte und der Versuch, internationale Preisunterschiede 
politisch zu instrumentalisieren, zeigen: Medikamente sind längst nicht mehr nur Gesundheitsgüter. Sie 
sind auch Gegenstand geopolitischer Interessen. Für Europa ist das vor allem deshalb relevant, weil die 
US-Politik einen wunden Punkt offenlegt: Die Europäische Union ist bei Teilen ihrer pharmazeutischen 
Wertschöpfung strategisch verwundbar.

Bild mit Adobe Firefly generiert.
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Die Verwundbarkeit der pharmazeutischen Wertschöpfung der EU betrifft nicht den gesam-
ten Arzneimittelmarkt in gleicher Weise. Gerade die aktuelle Trump-Debatte zielt stark auf 
den patentgeschützten Markt: Also auf innovative, hochpreisige Arzneimittel, bei denen 
Fragen von Preisregulierung, Markteinführung, Standortentscheidungen und internatio-
naler Referenzierung besonders relevant sind. Hinzu kommt die Debatte um eine „Most 
Favored Nation“-Logik. Gemeint ist damit der politische Versuch, US-Arzneimittelpreise 
stärker an niedrigere Preise in anderen Industrieländern zu koppeln und daraus Druck auf 
Hersteller und ausländische Märkte abzuleiten. Wenn die USA zugleich Zölle androhen oder 
Preisunterschiede zwischen Ländern politisch adressieren, kann das Auswirkungen auf In-
vestitionsentscheidungen der pharmazeutischen Industrie, Produktionsverlagerungen und 
die Reihenfolge von Markteinführungen von neuen Medikamenten haben. Das ist vor allem 
für Europa als Absatz- und Produktionsstandort innovativer Arzneimittel bedeutsam.

Gleichzeitig gibt es eine zweite, davon zu trennende Debatte: die Frage nach der Versor-
gungssicherheit bei kritischen Arzneimitteln und deren Vorprodukten. Hier geht es um äl-
tere, teils patentfreie, versorgungsrelevante Produkte, bei denen Europa in den vergan-
genen Jahren Abhängigkeiten aufgebaut hat. Trumps Politik betrifft aktuell vor allem den 
patentgeschützten Markt. Die strukturelle Verwundbarkeit Europas reicht darüber hinaus.

Rabattverträge im „Generikamarkt“ sichern die Lieferfähigkeit rabattierter Arzneimittel 
ab. Daneben tragen sie zur wirtschaftlichen Versorgung der Patientinnen und Patienten in 
Deutschland bei. Und nicht zuletzt generieren Rabattverträge erhebliche Einsparungen für 
die gesetzliche Krankenversicherung. Das Problem liegt deshalb nicht schlicht bei Ausschrei-
bungen, sondern in einer breiteren, internationalen Arbeitsteilung, bei unternehmerischen 
Standortentscheidungen, bei geopolitischen Risiken und bei der Konzentration einzelner 
Produktionsschritte außerhalb Europas. Wer Versorgungssicherheit stärken will, sollte die 
etablierten Wirtschaftlichkeitsinstrumente der GKV deshalb nicht vorschnell infrage stellen.

Auch bei Lieferengpässen ist Präzision nötig. Nicht jede gemeldete Lieferstörung führt au-
tomatisch zu einer konkreten Versorgungsbeeinträchtigung für Patientinnen und Patienten. 
Dennoch zeigen die Debatten der vergangenen Jahre, dass Europa bei einzelnen kritischen 
Arzneimitteln und Wirkstoffen zu stark auf wenige, globale Produktionscluster angewiesen 
ist. Gerade bei Antibiotika und anderen Basisarzneimitteln ist diese Abhängigkeit proble-
matisch. Hinzu kommt, dass sich die pharmazeutische Industrie weitgehend aus der Erfor-
schung neuer Antibiotika zurückgezogen hat. Damit verschärft sich ein bereits bestehendes 
Risiko zusätzlich: Nicht nur die Produktion ist konzentriert, auch die Innovationsdynamik ist 
in diesem Bereich zu schwach. 

GESUNDHEIT UND POLITIK GESUNDHEIT UND POLITIK
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Dennoch produzieren pharmazeutische Unternehmen weiterhin Arzneimittel in Europa. Die 
EU verfügt über bedeutende Produktionsstandorte und einen hohen Exportüberschuss. 
Besonders stark ist Europa bei biotechnologisch hergestellten, innovativen Arzneimitteln, 
bei Spezialpräparaten und in kapitalintensiven Produktionssegmenten. Das Problem ist 
nicht der völlige Verlust industrieller Substanz. Die Herausforderung ist vielmehr, dass wirt-
schaftliche Stärke im Export nicht automatisch Versorgungssouveränität bedeutet. Europa 
kann industriell stark und zugleich in bestimmten, kritischen Segmenten verwundbar sein.

Deshalb führt die Gegenfrage nicht weiter, ob nun „alles“ zurück nach Europa verlagert 
werden müsse. Die Rückführung der gesamten Arzneimittel-Produktion nach Europa ist 
weder realistisch noch ökonomisch sinnvoll. Realistisch ist eher ein gezielterer Ansatz: 
Mehr Resilienz bei besonders kritischen Produkten, mehr Diversifizierung, mehr europäi-
sche Kapazitäten dort, wo Abhängigkeiten besonders riskant sind, und robustere Liefer-
ketten bei essenziellen Vorprodukten. Genau darum geht es im Kern der aktuellen euro-
päischen Debatte. Sie sollte jedoch nicht mit der Erwartung verbunden werden, dass die 
gesetzliche Krankenversicherung künftig industriepolitische Lasten allein tragen solle.

Industrieförderung ist eine gesamtgesellschaftliche und damit staatliche Aufgabe. Wenn 
Europa aus strategischen Gründen bestimmte Produktionskapazitäten aufbauen oder ab-
sichern will, darf das nicht einfach über höhere GKV-Ausgaben oder Zusatzbeiträge von 
den Beitragszahlenden finanziert werden müssen. Versorgungssicherheit ist wichtig. Ihre 
Finanzierung darf jedoch nicht einseitig der Solidargemeinschaft der GKV aufgebürdet wer-
den. Wer pharmazeutische Resilienz als Teil wirtschaftlicher Sicherheit und kritischer In-
frastruktur begreift, muss auch die Finanzierung entsprechend ordnungspolitisch sauber 
aufstellen.

Genau darin liegt die eigentliche Lehre aus Trumps Arzneimittelpolitik. Europa sollte sich 
nicht in die Illusion flüchten, dass offene Märkte und internationale Arbeitsteilung automa-
tisch stabile Versorgung garantieren. Aber ebenso wenig sollte es in eine einfache indus-
triepolitische Romantik verfallen. Nötig ist weder eine Abkehr vom Wettbewerb, noch die 
pauschale Verteuerung des Generikamarktes. Nötig ist eine nüchterne Strategie: Schutz kri-
tischer Lieferketten, kluge Diversifizierung, gezielte industriepolitische Förderung dort, wo 
sie sicherheitspolitisch geboten ist, und eine klare Trennung zwischen Gesundheitsfinanzie-
rung und allgemeiner Industriepolitik. Trump zeigt damit vor allem eines: Arzneimittelpolitik 
ist längst mehr als Preispolitik. Sie ist Teil einer neuen geopolitischen Realität. Europa sollte 
diese Realität ernst nehmen – ohne dabei seine eigenen Stärken schlechtzureden und 
ohne bewährte Instrumente der GKV unnötig zu beschädigen.  

GESUNDHEIT UND POLITIK GESUNDHEIT UND POLITIK
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ZEHN KRANKENKASSEN SOLLEN REICHEN?

5 PUNKTE FÜR EINE  
SOLIDARISCHE GKV
Von Dr. Regina Klakow-Franck, M.A., Unparteiisches Mitglied des G-BA 2012-2018

Reflexartig haben führende Vertreter beider Koalitionsparteien auf die Kritik der Kran-
kenkassen am GKV-Spargesetz mit dem Gegenvorschlag eines Kassenkahlschlags 
reagiert. Angesichts der politischen Unsensibilität dieses Vorschlags vor dem Hinter-
grund der Wirtschafts- und Demokratie-Krise in Deutschland wird im Folgenden ein 
lösungsorientierter Gegenvorschlag in fünf Punkten zur Diskussion gestellt.

GESUNDHEIT UND POLITIK
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RADIKALE 
FORDERUNGEN
für ein solidarisches &
zukunftsfähiges GKV-System

FAKTEN STATT VERMUTUNGEN
Seit 1990 ist die Anzahl der gesetzlichen Krankenkassen und Ersatz-
kassen von insgesamt 1.147 auf aktuell 93 Kassen zurückgegan-
gen. 84 Prozent der gesetzlich Krankenversicherten sind bei den 20 
größten Kassen versichert. Auch aus Sicht der Finanzkommission 
Gesundheit ist die aktuelle Anzahl der Krankenkassen nicht der 

Kostentreiber im GKV-System. Die Verwaltungsausgaben der Kassen sind im 
vergangenen Jahrzehnt jährlich im Schnitt um 2,5 Prozent gestiegen, was der 
Veränderung der Grundlohnsumme entspricht, die Leistungsausgaben jedoch 
um 5,2 Prozent. Politisch erzwungene Kassenfusionen lösen keine Finanzpro-
bleme, sondern bergen neue finanzielle Risiken, wie das Beispiel Österreichs 
zeigt. Die wahren Kostentreiber im Gesundheitssystem sind politische Ver-
säumnisse, die Verschleppung überfälliger Strukturreformen, Verwalten statt 
Gestalten. Altbekannte Koordinationsdefizite in der Versorgung können nicht 
abgebaut, Qualitäts- und Wirtschaftlichkeitspotentiale nicht gehoben werden, 
weil innovative, patientenzentrierte Versorgungsprozesse an der antiintegrati-
ven Oberflächenstruktur des Regelversorgungssystems abprallen.  

1

SOZIALPARTNERSCHAFT STATT ENTSOLIDARISIERUNG 
Die Umsetzung des Solidaritätsprinzips im Krankheitsfall, die gemeinsame 
Finanzierung der GKV aus Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteilen sowie 
weitere Merkmale einer Solidargemeinschaft, wie die Durchführung von 
Sozialwahlen und die paritätische Zusammensetzung der Verwaltungsrä-
te, sind demokratische Errungenschaften. Die Betriebskrankenkassen sind 

sich der gemeinsamen Verantwortung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern für eine funk-
tionierende Solidargemeinschaft und deren Bedeutung für die Zukunft unseres demokrati-
schen Staates sehr bewusst, da sie eine besondere Nähe zu ihren Versicherten sowie zu 
den Betrieben und Unternehmen haben. Die Betriebskrankenkassen nehmen das demo-
kratische Leitbild der Solidargemeinschaft ernst und nehmen die damit verbundene Verant-
wortung selbstverständlich, gerne und proaktiv wahr. Dies sollte durch unsachkundige und 
unsensible Forderungen nach einem Kassenkahlschlag nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt 
werden.

VERTEILUNGSGERECHTIGKEIT STATT VERSCHIEBEBAHNHÖFE
Was eigentlich nicht gesagt werden muss – der deutsche Sozialstaat stützt 
sich auf zwei Säulen: Auf die staatliche Daseinsvorsorge, die auf dem Sub-
sidiaritätsprinzip basiert, und auf das beitragsfinanzierte Sozialversiche-
rungssystem, das auf der Umsetzung des Solidaritätsprinzips beruht. Die 
Querfinanzierung versicherungsfremder Leistungen, die aus Steuermitteln 

erfolgen sollte,  ist nicht nur ordnungspolitisch problematisch, sondern hat inzwischen ein 
Gesamtvolumen von über 50 Milliarden Euro pro Jahr erreicht. Das heißt, die GKV finan-
ziert nebenbei staatliche Aufgaben in einer Größenordnung mit, die der gesamten am-
bulanten ärztlichen Behandlung entspricht. Durch die Verschiebung versicherungsfremder 
Leistungen in den Haushalt der GKV geht ein Potential zur Senkung der Beiträge um rund 
2,2 Beitragssatzpunkte verloren. Die unfaire Lastenverteilung zwischen Bund und GKV-
Beitragszahlern stellt den größten Verschiebebahnhof im geplanten GKV-Beitragssatzsta-
bilisierungsgesetz dar. Während sich der Bund zunächst gar nicht, dann durch eine Abgabe 
auf zuckergesüßte Getränke nun in Höhe von 450 Millionen Euro beteiligen will, sollen 
die Beitragszahlenden in der GKV bereits im nächsten Jahr zusammen insgesamt rund 
40 Prozent der Gesamteinsparungen in Höhe von 16,3 Milliarden Euro für 2027 und 38,3 
Milliarden Euro für 2030 stemmen: durch erhöhte Zuzahlungen, Leistungskürzungen und 
die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze. Die Stabilisierung des GKV-Beitragssatzes 
würde somit durch erhebliche Mehrbelastungen an anderer Stelle selbst erkauft werden 
müssen, mit der Folge sinkender Realeinkommen. Vor dem Hintergrund der Dauerstagna-
tion der deutschen Wirtschaft kann dies nicht die richtige Weichenstellung sein. Das Dilem-
ma der Verschiebebahnhöfe muss endlich beendet werden. Diese jahrzehntelang geübte 
Praxis ist nicht nur intransparent und ordnungspolitisch fragwürdig, sondern gefährdet auch 
den Wirtschaftsstandort Deutschland. Die Finanzierung der auf zwei Säulen beruhenden 
sozialstaatlichen Aufgaben muss insgesamt neu austariert werden. Dies wird nur gelingen, 
wenn die Finanzreform der GKV nicht isoliert betrachtet, sondern mit der Pflege- und Ren-
tenreform sowie – vor allen Dingen – mit der überfälligen Einkommens- und Vermögens-
steuerreform aufeinander abgestimmt ist. 

2
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WETTBEWERB UM QUALITÄT UND EFFIZIENZSTEIGERUNG STATT 
„GESUNDSCHRUMPFUNG“ 
Bereits heute stellt das Gesundheitssystem mit insgesamt 7,7 Millionen 
Beschäftigten den größten Anteil (16,6 Prozent) im deutschen Arbeits-
markt dar. Mit einer Bruttowertschöpfung von rund 500 Milliarden Euro 
im Jahr trug das Gesundheitssystem bereits in der Vergangenheit maß-

geblich zur Wirtschaftskraft Deutschlands im internationalen Wettbewerb bei. Angesichts 
der chronischen Krise in der Automobilindustrie ist allein dies schon Grund genug, das 
Gesundheitssystem nicht traditionell als Kostentreiber, sondern als Wirtschaftssektor mit 
großem Wachstums- und Beschäftigungspotential zu betrachten. Gesamtwirtschaftlich 
wäre es kontraproduktiv, das Gesundheitssystem „gesundschrumpfen“ zu wollen. Statt-
dessen muss sich das Verhältnis von Input und Output verändern, die Kosten-Nutzen-Bilanz 
der GKV-Versorgung muss dringend verbessert werden. Ein Wettbewerb um die Qualität 
und Wirtschaftlichkeit der Versorgung ist unter den gegebenen Rahmenbedingungen und 
innerhalb der bestehenden Versorgungstrukturen jedoch weder möglich noch überhaupt 
erwünscht. Mit der Notfallreform, dem Gesetzentwurf zur Einführung einer Primärversor-
gung und dem neuen Digitalgesetz werden wichtige Weichen für ein modernes, im euro-
päischen Vergleich konkurrenzfähiges Gesundheitssystem gestellt. Gleichzeitig muss der 
Umbau der Krankenhauslandschaft dringend beschleunigt werden: Komplexe, hochspezia-
lisierte Leistungen müssen an Zentren konzentriert und kleinere Krankenhäuser in sekto-
renübergreifende Versorgungseinrichtungen umgewandelt werden, um eine wohnortnahe 
Versorgung für die älter werdende Bevölkerung in der Fläche sicherzustellen. Es ist ab-
sehbar, dass die Mittel des Krankenhaus-Transformationsfonds für Bestandsinvestitionen 
statt für den Strukturwandel aufgezehrt werden. Die kontinuierlich rückläufige länderseitige 
Finanzierung der Investitionskosten zwingt die Krankenhäuser aus betriebswirtschaftlicher 
Notwendigkeit unverändert dazu, dies durch eine medizinisch nicht notwendige Mengen-
ausweitung zulasten der GKV zu kompensieren. Wenn der Transformationsprozess weiter-
hin so schleppend verläuft, hilft keine weitere Aufstockung des Transformationsfonds mehr, 
sondern nur die Schaffung neuer Voraussetzungen für eine bedarfsgerechte Versorgung 
mit chancengleichem, generationengerechten Zugang für alle: Planung, Vergütung und Fi-
nanzierung stationärer Angebotskapazitäten müssen zukünftig aus einer sektorenübergrei-
fend, regional-populationsbezogenen Perspektive unter adäquater Beteiligung der gesetz-
lichen Krankenkassen effizienter ausgestaltet und gesteuert werden können. 

NEUE GOVERNANCE STATT FORTSCHREIBUNG DES STATUS QUO
Was aktuell gerne vergessen wird: Die GKV-Reform ist zweistufig ange-
legt. Nach der Rückbesinnung auf eine einnahmenorientierte Ausgaben-
politik und der Einleitung von Maßnahmen zur kurzfristigen Stabilisierung 
der Beitragssätze müssen in der zweiten Stufe tiefergreifende Transforma-
tionsprozesse in Gang gesetzt werden. Die für alle Sektoren notwendigen 

Strukturreformen müssen dringend beschleunigt und das Gesundheitssystem insgesamt 
auf nachhaltige Entwicklungsziele ausgerichtet werden. Hierzu zählen ein Paradigmen-
wechsel von der bisherigen Reparaturmedizin hin zur Prävention, die Resilienzstärkung des 
Gesundheitssystems und auch die Selbstverpflichtung zur Klimaneutralität.  Nachhaltige 
Verbesserungspotenziale lassen sich erst über einen längeren Zeitraum ausschöpfen. Die 
Finanzierungsstrukturen dürfen den Initiativen der Krankenkassen deshalb nicht entgegen-
stehen. Das aktuelle Vollmodell des Risikostrukturausgleichs bildet den Status quo der 
morbiditätsbedingten Lastenverteilung zwar nahezu perfekt ab, weshalb auch so gut wie 
keine Umverteilungseffekte zwischen den Krankenkassen mehr zu beobachten sind. Es 
existieren jedoch keine nennenswerten Anreize für mehr Prävention oder eine sektoren-
übergreifende Integration von Behandlungs- und Versorgungspfaden. Strukturelle Defizite 
werden vom RSA weiterhin refinanziert, innovative Versorgungsprozesse, die sich erst über 
einen längeren Zeitraum rechnen, jedoch nicht. Dies hemmt den Wettbewerb um mehr 
Qualität und Effizienz sowie die Neuausrichtung auf Prävention. Die Umsetzung nachhalti-
ger Entwicklungsziele ist ein tiefgreifender Veränderungsprozess, der besitzstandwahren-
des Abwehrverhalten auslöst. Auf regionaler Ebene sind neue Governance-Strukturen in 
Form von Steuerungsgremien mit klaren Zuständigkeiten für die Prozessverantwortung, 
Entscheidungsbefugnis und Budgetverantwortung erforderlich. Dies ist bisher weder im 
Zusammenhang mit dem erforderlichen sektorenübergreifenden Strukturwandel, noch im 
Zusammenhang mit der Umsetzung der Nationalen Präventionsstrategie gegeben. 

Auch auf Bundesebene besteht die Notwendigkeit einer neuen Governance-Kultur: Alle drei 
Nachhaltigkeitsziele für das Gesundheitssystem der Zukunft – Prävention, Resilienz und Kli-
maneutralität – werden sich last but not least nur erreichen lassen, wenn alle Ressorts der 
Bundesregierung im Sinne von „Health in All Policies“ enger als bisher kooperieren und 
eine gemeinsame Strategie für das Unternehmen „Zukunft Gesundheit für alle“ verfolgen.  
Die Betriebskrankenkassen sind traditionell in der Arbeitswelt und im Wirtschaftssektor 
verwurzelt und beteiligen sich seit jeher verantwortlich an der Umsetzung gesamtgesell-
schaftlicher Aufgaben wie der Prävention. Die Betriebskrankenkassen sind hoch motiviert, 
neue Herausforderungen wie einen neuen Wettbewerb um mehr Qualität, Wirtschaftlich-
keit und Nachhaltigkeit des GKV-Systems proaktiv voranzutreiben. 

4 5
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OHNE NACHHALTIGKEIT IST ALLES NICHTS!

NACHHALTIGKEIT IM  
GESUNDHEITSWESEN  
FEST VERANKERN
Von Sarah Kramer und Thorsten Greb, Politik und Kommunikation

Der Klimawandel ist die größte Gesundheitsbedrohung unserer Zeit. Das deutsche Gesundheitswesen ist dabei so-
wohl Teil des Problems als auch Teil der Lösung. Einerseits nehmen hitzebedingte Erkrankungen, Folgen von Extrem-
wetterereignissen und Umweltbelastungen zu. Andererseits verursacht das Gesundheitswesen selbst rund sechs 
Prozent der Treibhausgasemissionen in Deutschland. Nachhaltigkeit im Gesundheitswesen ist daher keine freiwilli-
ge Kür, sondern politische Pflicht. Das Eckpunktepapier, das der BKK Dachverband gemeinsam mit dem Centre for 
Planetary Health Policy und weiteren wichtigen Akteuren erarbeitet hat, formuliert deshalb einen klaren Appell an 
die Politik: Deutschland braucht endlich eine verbindliche Nachhaltigkeitsstrategie für das Gesundheitswesen.

GESUNDHEIT UND POLITIK

NACHHALTIGKEIT

Illustration von Marie Steixner
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25 %
 medizinischer 

Handel 

Es gibt derzeit zahlreiche Initiativen, Modellprojekte und Einzelmaßnahmen in Krankenhäu-
sern, Praxen, Pflegeeinrichtungen oder bei Krankenkassen zu mehr Nachhaltigkeit. Doch 
bislang fehlt ein gemeinsamer Rahmen. Die Zuständigkeiten sind fragmentiert, die Ziele 
sind nicht klar definiert und die Fortschritte sind kaum vergleichbar. Das kostet Zeit, Geld 
und Wirkung. Die zentrale Forderung des BKK-Eckpunktepapiers lautet daher, Nachhaltig-
keit ist als Leitprinzip im Gesundheitswesen zu verankern – mit klaren Zielen, messbaren 
Indikatoren und einer verbindlichen Governance-Struktur auf Bundesebene. Die politisch 
Verantwortlichen müssen Klimaschutz und Ressourcenschonung in Zukunft systematisch 
vorantreiben und steuern.

WAS HINTER DEN ZAHLEN STECKT: WIE GROSS IST DER FUSSABDRUCK WIRKLICH?
Das ist keine Schätzung, sondern evident: Der BKK Dachverband hat gemeinsam mit Opti-
Medis gerade eine umfangreiche Analyse zum Klimaimpact der deutschen Gesundheits-
versorgung veröffentlicht. Das Gutachten belegt: Der Gesundheitssektor verursacht jährlich 
rund 68 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente. Das sind etwa sechs Prozent der konsumbe-
dingten Treibhausgasemissionen Deutschlands. Davon entfallen rund 36 Prozent auf den 
stationären Bereich, knapp 29 Prozent auf die ambulante Versorgung und ein Viertel auf 
den medizinischen Handel, insbesondere Arzneimittel. Besonders ins Gewicht fallen die 
sogenannten Scope-3-Emissionen, also die Emissionen entlang der Lieferketten. Sie ma-
chen 80 Prozent des gesamten Fußabdrucks aus – und sind damit der mit Abstand größte 
Hebel für Veränderung.

Was die Analyse besonders relevant macht: Sie zeigt, dass der Klimaimpact primär durch 
das Versorgungsdesign und nicht durch einzelne Technologien bestimmt wird. Versor-
gungspfade mit hoher Prävalenz, also die Art und Weise, wie Herzerkrankungen, Diabe-
tes, Atemwegserkrankungen und onkologische Fälle behandelt werden, dominieren den 
Emissionsfußabdruck. Das hat eine wichtige Konsequenz: Wer den CO2-Ausstoß des Ge-
sundheitswesens ernsthaft senken will, muss an der Versorgungslogik selbst ansetzen und 
nicht nur an Glühbirnen und Heizsystemen optimieren.

PRÄVENTION IST KLIMASCHUTZ
In den Bereichen Prävention und Gesundheitsförderung besteht besonders großer Hand-
lungsbedarf.  Denn die nachhaltigste Gesundheitsversorgung ist schließlich die, die gar 
nicht erst notwendig wird. Viele chronische Erkrankungen hängen mit Umweltfaktoren, Er-
nährung, Bewegung und sozialen Bedingungen zusammen. Wer hier früh ansetzt, schützt 
die Gesundheit, senkt Emissionen und entlastet langfristig die Versicherten.

Das Eckpunktepapier zur Nachhaltigkeit fordert deshalb, Prävention deutlich zu stärken – 
auch über den Gesundheitssektor hinaus. Gesundheit muss in allen Politikfeldern berück-
sichtigt werden. Die Betriebskrankenkassen setzen sich seit Jahren für diesen Ansatz ein, 
denn sie wissen, dass Prävention sozial gerecht, wirtschaftlich sinnvoll und ökologisch wirk-
sam ist.

NACHHALTIGKEIT NACHHALTIGKEIT
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VERSORGUNG NEU DENKEN – DIGITAL, AMBULANT, KOORDINIERT
Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der nachhaltigen Gestaltung der Versorgungsstrukturen. 
Das System ist noch immer stark stationär geprägt, was zu hohen Emissionen durch Ge-
bäude, Energieverbrauch und Transporte führt. Dabei zeigen internationale Beispiele, dass 
koordinierte Patientenpfade, digitale und ambulante Versorgungsmodelle die Emissionen 
senken können, ohne dass es zu Qualitätsverlusten kommt. Die Betriebskrankenkassen 
fordern deshalb eine konsequente Ausrichtung nach dem Prinzip „Prävention vor ambulant 
vor stationär“. Dazu gehören eine bessere Versorgungsplanung, weniger Über- und Fehlver-
sorgung sowie eine stärkere sektorenübergreifende Zusammenarbeit. Die Digitalisierung 
darf dabei kein Selbstzweck sein. Sie ist ein Instrument, um unnötige Wege, Doppelunter-
suchungen und Krankenhausaufenthalte zu vermeiden.

LOW-VALUE CARE: WENN UNWIRKSAME MEDIZIN DAS KLIMA BELASTET.
Ein Begriff, der in der deutschen gesundheitspolitischen Debatte noch zu wenig Beachtung 
findet, verdient hier besondere Aufmerksamkeit: Low-value care. Damit sind Behandlun-
gen, Untersuchungen und Eingriffe gemeint, die den Patientinnen und Patienten keinen 
nachweisbaren Nutzen bringen, für die es kosteneffektivere oder umweltfreundlichere Al-
ternativen gibt oder die in einem zu aufwendigen Setting stattfinden. Internationale Studien 
gehen davon aus, dass bis zu 30 Prozent der Gesundheitsversorgung in Hocheinkommens-
ländern in diese Kategorie fallen. Die OECD hat 2025 berechnet: Würden Krankenhäuser 
allein die Behandlungen mit geringem Nutzen konsequent reduzieren, könnten ihre Emis-
sionen um 25 Prozent sinken.

Was das konkret bedeutet, zeigt ein Beispiel aus der chirurgischen Praxis. Am Universi-
tätsklinikum Birmingham gelang es, die Emissionen laparoskopischer Eingriffe um 80 Pro-
zent zu reduzieren, indem auf klimaschädliche Narkosegase wie Desfluran verzichtet, auf 
wiederverwendbare OP-Materialien umgestellt und der Energieverbrauch gezielt reguliert 
wurde. Die Sicherheit der Patentinnen und Patienten blieb dabei unbeeinträchtigt. Ein an-
deres Beispiel: Laut aktuellen Studien wären 30 bis 50 Prozent aller Prostatabiopsien in den 
USA ohne Qualitätsverlust bei der Krebsdiagnostik vermeidbar. Pro 100.000 vermiedene 
Eingriffe werden 8,1 Millionen Kilogramm CO2-Äquivalente eingespart. Der Befund der 
Analyse ist deshalb klar: High value care ist low carbon care. Eine bessere Versorgung und 
Klimaschutz schließen sich nicht aus, sondern sind zwei Seiten derselben Medaille.

KRANKENHÄUSER GEZIELT UNTERSTÜTZEN – MIT KLAREN KRITERIEN
Krankenhäuser spielen bei der Transformation eine Schlüsselrolle. Sie sind zwar energie-
intensiv, bieten aber auch einen zentralen Ansatzpunkt für Klimaschutzmaßnahmen. Das 
Eckpunktepapier fordert gezielte Investitionen in energieeffiziente Gebäude, erneuerbare 
Energien, nachhaltige Beschaffung und klimafreundliche Verpflegung.

Zugleich braucht es Transparenz. Mithilfe eines bundesweit einheitlichen Monitorings für 
Nachhaltigkeit, könnten Fortschritte in Form eines „Nachhaltigkeitsradars“ (siehe Infokas-
ten) Fortschritte messbar gemacht und Investitionen wirksamer gesteuert werden. Förder-
mittel müssen an klare Nachhaltigkeitskriterien geknüpft sein. Hier sind Bund und Länder 
gleichermaßen gefordert.

NACHHALTIGKEIT NACHHALTIGKEIT
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ARZNEIMITTELVERSORGUNG: DER BLINDE FLECK IN DER KLIMABILANZ
Rund 1,3 Milliarden Arzneimittelpackungen wurden in Deutschland 2024 über Apotheken 
abgegeben. Ein Allzeithoch mit mehr als 16 Arzneimittelpackungen pro Kopf und Jahr. Der 
Pharmasektor zählt zu den größten, aber am wenigsten diskutierten Emissionsquellen im 
Gesundheitswesen. In England, wo entsprechende Daten vorliegen, ist er für rund 25 Pro-
zent der Treibhausgasemissionen des National Health Service verantwortlich. Für Deutsch-
land fehlen vergleichbare Zahlen. Fest steht jedoch, dass  entlang des gesamten Produkt-
lebenszyklus Emissionen entstehen – von der Wirkstoffsynthese über Verpackung und 
Logistik bis zur Entsorgung. Hinzu kommen Arzneimittelrückstände im Wasser, die sich als 
toxische Substanzen auf Ökosysteme und somit indirekt auf die menschliche Gesundheit 
auswirken. Besonders konkret wird das Handlungsfeld bei Inhalativa. Druckgasdosierinha-
latoren, die bei Asthma und COPD weit verbreitet sind, enthalten fluorierte Treibgase mit 
einem vielfach höheren Treibhauspotenzial als CO₂. Für viele Patientinnen und Patienten 
stehen therapeutisch geeignete Alternativen zur Verfügung, etwa Pulverinhalatoren mit 
deutlich geringerem Klimaimpact. Entscheidend ist jedoch, dass eine Umstellung patien-
tenorientiert, leitliniengerecht und mit Blick auf Anwendungssicherheit und Therapieadhä-
renz erfolgt.

Genau hier setzt das Aktionsbündnis Inhalativa im Rahmen von UKAM – der Plattform für 
umwelt- und klimafreundliche Arzneimittel und Medizinprodukte – an, das der BKK Dach-
verband gemeinsam mit KLUG – Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit, Climate 
Friendly Hospital Havelhöhe und weiteren Partnern vorantreibt. Ziel ist es, Versorgungs-
sicherheit, Qualität und Klimaschutz zusammenzudenken. Dafür arbeitet das Bündnis an 
mehr Transparenz zu Umweltwirkungen, analysiert Verordnungspraxis und Barrieren, ent-
wickelt Schulungs- und Informationsangebote und bringt die relevanten Akteure aus Ver-
sorgung, Pharmazie, Wissenschaft und Selbstverwaltung in den Dialog.

DIE ROLLE DER BETRIEBSKRANKENKASSEN
Die Betriebskrankenkassen verstehen sich als aktive Gestalter einer sozialökologischen 
Transformation im Gesundheitswesen. Sie bringen die Perspektive der Versicherten ein 
und setzen sich für eine gesundheitsfördernde Versorgung ein, die Umwelt und Ressour-
cen schon. Das Eckpunktepapier macht deutlich, dass Krankenkassen über Verträge, Ver-
sorgungsprogramme und Präventionsangebote nachhaltige Anreize setzen können. Klima-
schutz im Gesundheitswesen ist demnach kein Kostenrisiko, sondern Voraussetzung einer 
guten, langfristigen und qualitätsorientierten Versorgung und damit kein Add on!

Druckgas- 
inhalatoren  

haben einen  
deutlich höheren 

Klimaimpact  
durch Treibgas.

NACHHALTIGKEIT NACHHALTIGKEIT
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POLITISCHE VERANTWORTUNG ÜBERNEHMEN
Ohne verbindliche politische Entscheidungen wird die Transformation nicht gelingen. Nach-
haltigkeit im Gesundheitswesen braucht ein klares Mandat, ausreichende Finanzierung und 
verlässliche Strukturen. Die Zeit der unverbindlichen Einzelinitiativen ist vorbei. Dass struk-
turelle Veränderungen im Gesundheitswesen überfällig sind, hat zuletzt auch die Kommis-
sion zur nachhaltigen Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung deutlich gemacht. 
Ihr Befund: Ohne Reform wird die finanzielle Stabilität des GKV-Systems langfristig gefähr-
det. Was die Finanzkommission einerseits als Ausgabenproblem beschreibt, ist aus Nach-
haltigkeitsperspektive eine strukturelle Chance: Die Maßnahmen, die dringend gebraucht 
werden, um das System bezahlbar zu halten – gesunde Umwelten, stärkere Prävention, 
digitale Ersteinschätzung, Abbau von Über- und Fehlversorgung, konsequente Ambulan-
tisierung, bessere Koordination der Versorgung und klare Behandlungspfade – sind exakt 
jene Maßnahmen, die auch den ökologischen Fußabdruck des Sektors erheblich senken 
würden. Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit zeigen in dieselbe Richtung. Das ist eine poli-
tische Einladung, die man nicht ausschlagen sollte.

Ein nachhaltiges Gesundheitswesen schützt nicht nur das Klima, sondern stärkt die Versor-
gung, entlastet die Beschäftigten und sichert die Solidarität der gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Jetzt ist die Politik am Zug. 

NACHHALTIGKEIT MESSEN STATT BEHAUPTEN: 
WARUM KLINIKEN EIN NACHHALTIGKEITSRADAR BRAUCHEN

Für eine wirksame und vor allem zielgerichtete nachhaltige Transformation im 
Krankenhausbereich fehlt es vor allem an Transparenz, Vergleichbarkeit und ver-
bindliche Maßstäben. Nachhaltigkeitsmaßnahmen werden oft punktuell umge-
setzt, sind kaum messbar und bleiben politisch wie finanziell schwer steuerbar. 
Genau hier setzt die Idee eines  Nachhaltigkeitsradars für Kliniken an.

Das Nachhaltigkeitsradar sollte erstmals bundesweit und standardisiert erfas-
sen, wie nachhaltig Krankenhäuser tatsächlich sind. Es misst den Reifegrad ein-
zelner Einrichtungen in zentralen Handlungsfeldern wie Energie, Mobilität, Ab-
fall, Prozesse und Digitalisierung. Orientierung bietet das bewährte DigitalRadar 
Krankenhaus: Auch Nachhaltigkeit soll künftig datenbasiert bewertet, verglichen 
und weiterentwickelt werden – nicht nach Bauchgefühl, sondern anhand klarer 
Kriterien.

Das Nachhaltigkeitsradar macht sichtbar, wo Kliniken stehen, wo sie Potenziale 
haben und wo Investitionen die größte Wirkung entfalten. Damit schafft es Pla-
nungssicherheit für Klinikleitungen und Träger, aber auch für Politik und Förder-
mittelgeber. Denn ohne belastbare Daten bleibt nachhaltige Transformation ein 
Blindflug. Mit dem Radar hingegen lassen sich Fortschritte messen, Best-Prac-
tice-Beispiele identifizieren und Mittel gezielt einsetzen.

Politisch ist das Instrument klar adressiert. Für seine Einführung braucht es eine 
bundesweite gesetzliche Grundlage, eine gesicherte Finanzierung – etwa über 
den Klima und Transformationsfonds – sowie ein interdisziplinäres Konsortium 
aus Krankenhäusern, Wissenschaft, Krankenkassen und Fachverbänden. Die Er-
gebnisse sollen öffentlich zugänglich gemacht werden, verständlich aufbereitet 
und durch wirksame Anreizmechanismen flankiert: Wer nachhaltig handelt, soll 
profitieren – etwa durch besseren Zugang zu Fördermitteln.

NACHHALTIGKEIT NACHHALTIGKEIT
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STRUKTURREFORMEN STATT „GRÜNER ZUSATZAGENDA“
Die Betriebskrankenkassen schlagen keine „grüne Zusatzagenda“ vor, sondern konse-
quente Strukturreformen, die Qualität, Wirtschaftlichkeit und Klimaschutz zusammenbrin-
gen. Sie zielen darauf ab, Klima und Ressourcenschutz mit guter, effizienter Versorgung zu 
verbinden – also Nachhaltigkeit nicht als Zusatz, sondern als Teil der Regelversorgung zu 
etablieren. Aus Sicht der Betriebskrankenkassen ergeben sich aus dem Eckpunktepapier 
und begleitenden Analysen konkrete, umsetzbare Maßnahmen:

1 5
2 6
3 7
4 8

Nachhaltigkeit verbindlich steuern und messen
•	 Bundesweite Nachhaltigkeitsstrategie für das Gesundheitswesen mit klaren Zielen,  
	 Zeitpfaden und Zuständigkeiten
•	 Einheitliche Indikatoren und Monitoring (z. B. ein Nachhaltigkeits- bzw. Reifegrad- 
	 Radar), um Fortschritte vergleichbar zu machen
•	 Transparenz statt Bürokratie: Nutzung bestehender Daten und EU-Berichtssysteme,  
	 Vermeidung von Doppelreporting

Krankenhäuser klimafest und effizient machen
•	 Gezielte Investitionen in Energieeffizienz und erneuerbare Energien, gekoppelt an  
	 klare Nachhaltigkeitskriterien
•	 Nachhaltige Beschaffung (Medizinprodukte, Arzneimittel, Dienstleistungen) entlang 	
	 des Lebenszyklus
•	 Gesunde, klimafreundliche Verpflegung als Teil der Versorgungsqualität (pflanzlicher, 	
	 regionaler, abfallärmer)

Prävention und Gesundheitsförderung konsequent stärken
•	 Prävention vor Versorgung: Ausbau wirksamer Programme zu Bewegung, Ernährung, 	
	 psychischer Gesundheit und Hitzeschutz
•	 Health in All Policies: Gesundheit systematisch in Verkehrs-, Ernährungs-, Umwelt- 	
	 und Stadtpolitik berücksichtigen
•	 Stärkung kommunaler Prävention (ÖGD): Klimaresiliente Gesundheitsplanung vor Ort

Nachhaltige Mobilität fördern
•	 Elektromobilität für Pflegedienste, Krankentransporte und Fuhrparks
•	 Anreize für umweltfreundliche Arbeitswege (Jobtickets, Fahrradleasing)
•	 Wohnortnahe Versorgung reduziert Wege für Patientinnen, Patienten  
	 und Personal

Versorgung nachhaltiger organisieren
•	 „Prävention vor ambulant vor stationär“ als leitendes Prinzip der Versorgungsplanung
•	 Über-, Unter- und Fehlversorgung abbauen durch leitliniengerechte Behandlungspfade  
	 und bessere Koordination
•	 Sektorenübergreifende Versorgung (z.B. integrierte Programme für chronisch  
	 Kranke), um Doppeluntersuchungen und vermeidbare Krankenhausaufenthalte zu 	
	 reduzieren

Nachhaltigkeit in Finanzierung und Anreize integrieren
•	 Fördermittel an Nachhaltigkeitskriterien knüpfen (z. B. bei Investitionen in Infrastruktur)
•	 Anreizsysteme entwickeln, die ressourcenschonende Versorgung belohnen – nicht 	
	 Mengensteigerung
•	 Langfristige Wirtschaftlichkeit berücksichtigen: Nachhaltigkeit als Teil des Wirtschaft-	
	 lichkeitsbegriffs

Digitalisierung gezielt einsetzen
•	 Telemedizin dort ausbauen, wo sie ersetzt (nicht ergänzt): Nachsorge, Monitoring  
	 chronischer Erkrankungen, Pflegeberatung
•	 Digitale Ersteinschätzung und Lotsenfunktionen, um Patientinnen und Patienten  
	 bedarfsgerecht zu steuern
•	 Digitale Prozesse (elektronische Patientenakten oder E-Rezepte) zur Reduktion von 	
	 Papier, Wegen und Verwaltungsaufwand

Rolle der Betriebskrankenkassen
•	 Gestalten statt verwalten: BKK setzen über Verträge, Programme und Prävention 	
	 nachhaltige Impulse
•	 Versichertenperspektive stärken: gesundheitsförderliche Lebensbedingungen, 	
	 transparente Information
•	 Sozialökologische Transformation vorantreiben: Nachhaltigkeit als Beitrag zu 		
	 stabilen Beiträgen und guter Versorgung   

NACHHALTIGKEIT NACHHALTIGKEIT
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PRÄVOLUTION: GESUNDHEIT ALS GRUNDRECHT?

DOCH DIE VERHÄLTNISSE,  
SIE SIND NICHT SO
Von Stefan B. Lummer

Eine muss den Anfang machen. Andrea Galle, Vorständin der mkk – meine krankenkasse hat ge-
nau das getan. Inmitten einer aufgeregten Debatte um das Sparpaket der Bundesministerin für 
Gesundheit und die Zumutungen für gesetzlich Versicherte, deren Arbeitgeber, Ärzte und Pflege 
in Krankenhäusern, Arztpraxen, Pflegeheimen und für die Arzneimittelhersteller, denkt die Chefin 
einer Betriebskrankenkasse strategisch und klar nach vorn: Gesundheit ist keine nachgelagerte 
Thematik, sondern die Basis für gesellschaftliche und wirtschaftliche Stabilität in Deutschland. 
Gemeinsam mit Ingo Froböse, ehemals Professor der Deutschen Sporthochschule Köln, jetzt Grün-
der der Agentur Kölner Präventionsagentur fischimwasser und Investor, hat Andrea Galle ein star-
kes Signal gesetzt. Beide fordern Gesundheit als Grundrecht, nicht als Versorgungsversprechen. In 
einer Bundestagspetition, die den Impuls setzt: Gesundheit gehört ins Grundgesetz – damit wir 
endlich die Verhältnisse schaffen, in denen gesundes Verhalten möglich ist. Beim Parlamentari-
schen Abend der Betriebskrankenkasse Mitte April war Prävolution das unüberhörbare Signal. Prä-
vention muss in Deutschland neu gedacht – und vor allem größer gemacht werden. Eine zentrale 
Botschaft des Abends: Gesundheit braucht geeignete Verhältnisse. Denn ob wir uns bewegen oder 
gesund essen, entscheiden oft die Strukturen, in denen wir leben, lernen und arbeiten.

UNTERNEHMEN

© Dietmar Gust / mkk – meine krankenkasse
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Doch die Verhältnisse, sie sind nicht so. Wir kennen diese Zeile aus der Dreigroschenoper 
von Bertolt Brecht und Kurt Weill. Jonathan Jeremiah Peachum, der skrupellose Profiteur 
des Elends im Londoner Stadtteil Soho singt das Lied mit seiner Frau und seiner Tochter. 
Die drei leben gut vom Ausbeuten der Bettler mit dem Geschäftsmodell „Gewinnmaximie-
rung durch Mitleid“. Selbstverständlich ist die Peachum Familie nicht daran interessiert zu 
verändern, was steten Geldfluss garantiert. Zwar sei der Mensch gerne gut bisweilen sogar 
freigiebig, aber die rauen gesellschaftlichen Umstände verhinderten Veränderung – so lässt 
Brecht die Gangsterfamilie in dem Lied „Über die Unsicherheit menschlicher Verhältnisse“ 
tönen. 

Es geht eigentlich nicht um Gesundheitspolitik. Dennis Ballwieser hat beim Parlamenta-
rischen Abend der mkk – meine krankenkasse mit einem provozierenden Satz die volle 
Aufmerksamkeit der klugen Köpfe im Raum geholt: „Warum darf der Fettsack sich über 
Gesundheit äußern?“ Dennis Ballwieser, Arzt und Teil der Chefredaktion der Apotheken 
Umschau kann seine Adipositas nicht verstecken und er versucht auch nicht davon abzulen-
ken. Im Gegenteil. Offen spricht er über Diskriminierung bei den ärztlichen Kollegen. Über 
verletzenden Hohn aus dem Publikum. Der kurze Weg zum „selber schuld“, soll ein Gebot 
durchsetzen, sagt Ballwieser: Nicht darüber sprechen! Nicht darüber, dass Kinder in einer 
adipogenen Gesellschaft aufwachsen. Nicht darüber, wie bewegungsfördernd Schulen ge-
plant und gebaut werden. Wie sieht der Schulweg aus? Was wird Kindern im Supermarkt 
wie angeboten? 

Warum werden Energy Drinks mit Säuerungsmitteln vollgepumpt? Um noch mehr Zucker 
unterzubringen, ohne dass das Getränk pappsüß schmeckt. Nicht darüber sprechen! 

In Deutschland enthält eine Limonade eines Herstellers 7,6 Gramm Zucker, in Großbritan-
nien die Flasche derselben Marke nur 4,5 Gramm. Warum? In Großbritannien gibt es seit 
2018 eine „Limo-Steuer“. Hersteller zahlen eine Abgabe, gestaffelt nach dem Zuckergehalt. 
Der Effekt: Der Zuckergehalt in Getränken ist seitdem um 35 Prozent gesunken. Und die 
Menschen? Die nehmen in Großbritannien durch die Zuckersteuer 6600 Kilokalorien pro 
Jahr weniger zu sich. Das ist so viel Zucker wie in etwa 50 Dosen Cola. So sind die Ver-
hältnisse bei unseren europäischen Nachbarn drüben in London. Peachum lügt, wenn er 
singt: „Natürlich hab‘ ich leider recht, die Welt ist arm, der Mensch ist schlecht.“ Eine Studie 
der Universität Cambridge aus dem Jahr 2023 zeigt, dass es gelungen ist, mit weniger 
Zuckerkonsum die Adipositasprävalenz bei älteren Mädchen signifikant zu reduzieren. Die 
Forschergruppe um Nina Trivedy Rogers rechnete in einem Aufsatz in PLOS Medicine vor: 
Das entspricht rund 5.200 verhinderten Adipositas-Fällen pro Jahr. Selbstverständlich gilt: 
Die Kausalität bleibt schwer zu beweisen. Das gilt aber für fast jede Präventionsmaßnah-
me. Wer auf vollständige Kausalität wartet, bevor er handelt, wartet im Gesundheitswesen 
meistens zu lange. „Wir wären gut, anstatt so roh, doch die Verhältnisse, sie sind nicht so“, 
singt Peachum. Der übergewichtige Dennis Ballwieser spricht in seinem Impuls über unse-
re ureigenste Aufgabe: diese Diskussion immer wieder zu führen. Mit Menschen, die mit 
dem Gesundheitswesen nichts zu tun haben.

UNTERNEHMEN UNTERNEHMEN

Dennis Ballwieser, Arzt und Teil der Chefredaktion der Apotheken Umschau

© Dietmar Gust / mkk – meine krankenkasse
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Wir verschwenden so viele gesunde Lebensjahre, wenn wir das mit der Prävention nicht 
hinbekommen. Der Kinderarzt und grüne Bundestagsabgeordnete Johannes Wagner 
spricht über die Zuckersteuer. Bei Alkohol und Tabak akzeptiert die Gesellschaft staatliche 
Regulierung. „Jeder Tag ohne Entscheidung ist eine bewusste Entscheidung gegen Prä-
vention!“, sagt Johannes Wagner.  

Andrea Galle und Ingo Froböse haben mit ihrer Petition beim Deutschen Bundestag etwas 
angestoßen, das in der gesundheitspolitischen Debatte längst überfällig war: Gesundheit 
als Grundrecht zu fordern, nicht nur als Versorgungsversprechen des Gesundheitssystems. 
Das Bundesministerium für Gesundheit und das Gesundheitssystem können Prävention 
nicht allein anpacken und stemmen. Auch der Bundestagsabgeordnete Johannes Wagner 
hat um Unterstützung von außerhalb des Parlaments gebeten.  „Es ist kein symbolischer 
Akt, das Grundrecht auf Gesundheit in der Verfassung zu verankern“, sagt Andrea Galle. Prä-
vention ist ein struktureller Anspruch an den Staat und der einzige Weg die Versorgung im 
Gesundheitssystem zu sichern. „Wir brauchen ein ganzheitliches Verständnis von Gesund-
heit, denn sie umfasst körperliches, geistiges und soziales Wohlbefinden“, schreibt Andrea 
Galle auf LinkedIn und sie sagt es auf der „Health Stage“ des Ludwig-Erhard-Gipfels 2026 
am Tegernsee: „Andere Länder sind uns weit voraus. Die Niederlande, Spanien, Südafrika 
oder Brasilien: Global gesehen schützen drei von vier Staaten das Recht auf Gesundheit in 
ihren Verfassungen. Deutschland hinkt weit hinterher.“

 
Andrea Galle ist zuversichtlich: „Unser Gesundheitssystem wird sich bald wandeln. Weg 
vom reinen Reparaturbetrieb, hin zu einer echten Präventionskultur.“ Denn Gesundheit ist 
ein zentraler Wirtschaftsfaktor. Gesundheit hat am Tegernsee auf einem der wichtigsten 
Wirtschaftsgipfel des Landes mit der „Health Stage“ erstmals eine eigene Bühne bekom-
men – ein starkes Signal. Prävention ist ein Wachstumsmotor. Prof. Dr. Dennis Ostwald hat 
es beim Parlamentarischen Abend der mkk bkk auf den Punkt gebracht: Gesunde Menschen 
sind das Rückgrat einer produktiven Volkswirtschaft. Ostwald ist Chef des Wirtschaftsfor-
schungsinstituts WifOR, einer Ausgründung im Jahr 2009 der TU Darmstadt im Fachgebiet 
Finanz- und Wirtschaftspolitik von Professor Bert Rürup. Er hat zugleich die Professur für 
Wirtschaftsforschung und internationales Management an der Steinbeis-Hochschule Berlin 
inne. Geballte Expertise, um standardisierte, vergleichbare Daten als Entscheidungsgrund-
lage für Sozialpolitik zu liefern. Im dritten Jahr der Rezession in Folge in Deutschland und 
unter dem Eindruck der Absicht der Regierung Merz, aus erfolgreicher Wirtschaft Reformen 
zu finanzieren, stellt Prof. Ostwald die Frage: „Was bedeutet für die Steuereinnahmen, 
wenn wir in Gesundheit investieren? Und was sind die Cost of Inaction?“

UNTERNEHMEN UNTERNEHMEN

»	Jeder Tag ohne Entscheidung ist eine bewusste  
	 Entscheidung gegen Prävention. «

	
Johannes Wagner
Kinderarzt und grüne Bundestagsabgeordneter

© Dietmar Gust / mkk – meine krankenkasse
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Verhaltensprävention ist kaum wirksam, sagt Andrea Galle beim Parlamentarischen Abend 
ihrer Betriebskrankenkasse. Das deutsche Gesundheitssystem finanziert nur die Folgekos-
ten schlechter Ernährung und mangelnder Bewegung, aber nicht bereits ihre Vermeidung.

Die Petition für eine „Prävolution“, der erste Anstoß, Gesundheit im Grundgesetz zu ver-
ankern, ist der Beginn einer Bewegung, die im Jahr der Gesundheitsreformen für den 
nötigen Perspektivwechsel kämpft. „Die Zeit der systemerhaltenden Flickschusterei zur 
Bestandswahrung ebenso etablierter wie ineffizienter Strukturen neigt sich dem Ende ent-
gegen – das spüren wir alle und das belegen die täglich neuen schlechten Zahlen von 
immer mehr kranken Menschen und immer weiter steigenden Kosten“, sagt Ingo Froböse. 
Trotz Rekordausgaben im deutschen Gesundheitssystem bleibt die gesunde Lebenserwar-
tung der Menschen in Deutschland weit hinter unseren Möglichkeiten zurück. Weil wir 99,5 
Prozent unseres Budgets in die Reparatur stecken und nur 0,5 Prozent in die Vermeidung. 
Ingo Froböse und Andrea Galle lenken den Blick auf den Paradigmenwechsel, um den es 
geht: Raus aus einem System, das sich in der Verwaltung von Krankheit verheddert hat, 
weg von der reaktiven Versorgung von Krankheiten, hin zur aktiven Gestaltung gesunder 
Lebensverhältnisse. Es geht um die Verhältnisse, gesunde Lebensbedingungen, in denen 
die Menschen die Chance haben, ihre eigene Gesundheit mitzugestalten. 

UNTERNEHMEN
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Gesundheit braucht Verhältnisse: Ob wir uns bewegen 
oder gesund essen, entscheiden oft die Strukturen, in 
denen wir leben, lernen und arbeiten.

Prävention ist ein Wachstumsmotor: Professor Dennis  
Ostwald hat es auf den Punkt gebracht – gesunde Men-
schen sind das Rückgrat einer produktiven Volkswirtschaft.

Ein neues Fundament: Die Petition von Andrea Galle und 
Ingo Froböse, Gesundheit im Grundgesetz zu verankern,  
ist notwendiger Hebel für echte politische Verbindlichkeit.  

Drei Kernbotschaftendes des  
Parlamentarischen Abends  
der mkk – meine krankenkasse:

1.
2.

3.

UNTERNEHMEN UNTERNEHMEN

In Zeiten tiefgreifender Umbrüche wird der 
Umgang mit Gesundheit und Prävention zur 
politischen Kernaufgabe. Weder eine Kranken-
hausreform noch andere Versuche zur Effizienz-
steigerung der Behandlungskosten verhindern, 
dass Herzinfarkt, Schlaganfall und Krebs vielen 
Menschen viele gesunde Lebensjahre rauben.

Unser Gesundheitssystem muss die Schwer-
punkte verändern: Weg vom Reparaturbetrieb 
hin zur echten Prävention, also konsequente 
Ausrichtung auf Gesunderhaltung und Krank-
heitsvermeidung. Dafür brauchen wir neben 
der Stärkung des gesunden Verhaltens auch 
mehr gesunde Verhältnisse in Deutschland.«

Andrea Galle
Vorständin mkk – meine krankenkasse

»	
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BKK TAG BAYERN 2026

GESUNDHEITSVERSORGUNG 
VON MORGEN: 
GEMEINSAM GESTALTEN, 
VERÄNDERUNGEN WAGEN
Von Manuela Osterloh, BKK Landesverband Bayern

Der Bayerische BKK Tag thematisierte Ende April 2026 prominent neue Versorgungsmodelle sowie deren 
Chancen und Hindernisse. Eine besondere Aktualität erhielt die Tagung durch das parallel angelaufene Ge-
setzgebungsverfahren für ein GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz. Über 200 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer waren auf Einladung des BKK Landesverbandes Bayern in das Konferenzzentrum der Hanns-Seidel-Stif-
tung in München zum BKK Tag gekommen, der von BR-Journalist Tillmann Schöberl moderiert wurde. 

Zukunftsorientierung im Gesundheitswesen ist wichtiger denn je. Denn die Gesundheitsversorgung steht nicht nur 
vor einer substanziellen finanziellen Herausforderung, sondern vor einem tiefgreifenden demografischen und tech-
nischen Wandel: Neue Versorgungsmodelle, interprofessionelle Zusammenarbeit und digitale Technologien bieten 
dahingehend enorme Chancen für Patientinnen und Patienten, Ärzteschaft und das gesamte Gesundheitssystem. 
Einhergehend mit dem Wandel wächst die Sorge vor zusätzlicher Bürokratie, Verlust persönlicher Nähe oder unklaren 
Verantwortlichkeiten. 

Moderator Tilmann Schöberl, BR-Journalist; Elisa Jóhannsdóttir, Projektleiterin Community Health Nursing, Lindberg/Allgäu; Dr. Annett Richter, 
Leiterin BMW Group Gesundheitsmanagement

© BKK LV Bayern
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BETRIEBSKRANKENKASSEN ALS INNOVATIONSMOTOR
Dr. Mark Reinisch, alternierender Vorsitzender des Verwaltungsrats des BKK Landesverban-
des Bayern, betonte in seiner Eröffnungsrede das Ansinnen und die Rolle der Betriebskran-
kenkassen in diesem Prozess: „Gemeinsam gestalten und Veränderungen wagen ist das 
Motto des heutigen BKK Tages. Das ist nicht nur eine allgemeine Wendung, sondern auch 
Anspruch und Motor der Betriebskrankenkassen. Schließlich sind diese aus innovativen 
und vorausschauenden Unternehmen entstanden und gewachsen. Antreiber war hier stets 
die BKK-Idee, die seit Generationen auf beispielgebende Weise kundennahe Versorgung 
mit betrieblichem Gesundheitsschutz und mittelständischer Unternehmensphilosophie 
verbindet.“ Dass das BKK-System in Bayern wächst, liege an der starken Kundenzufrieden-
heit, Effizienz bei den Verwaltungskosten und Versorgungsvielfalt, stellte Reinisch heraus. 

EINE EINNAHMEORIENTIERTE AUSGABENPOLITIK BLEIBT ELEMENTAR
Dr. Ralf Langejürgen, Vorstand des BKK Landesverbandes Bayern, legte den Schwerpunkt 
in seinem Begrüßungsstatement auf das aktuelle Gesetzesvorhaben und hielt ein enga-
giertes Plädoyer für die Aufrechterhaltung eines wettbewerblich gegliederten Kassensys-
tems: „Für die seit Jahren massiv angespannte Finanzlage der GKV ergibt sich mit den 
Reformempfehlungen der FinanzKommission Gesundheit endlich ein Reform- beziehungs-
weise Konsolidierungsfenster. Die von der Kommission eingeforderte Rückkehr zu einer 
einnahmeorientierten Ausgabenpolitik ist deshalb nachhaltig zu begrüßen. Hoffen wir, dass 

die Politik die einmalige Chance für eine echte GKV-Finanzreform mutig und beherzt nutzt 
und dabei die bewährten Strukturen im GKV-System nicht preisgibt, sondern im Gegenteil 
diese für das Gelingen der Reform aktiv einsetzt.“ Es sei wichtig, so Langejürgen weiter, 
sich bei dem laufenden Reformvorhaben auf substanzielle Stellschrauben zu konzentrieren. 
Ein administrierter, zentralisierter Eingriff in die Strukturen der Gesetzlichen Krankenkassen 
falle eindeutig nicht darunter: „Wir konsolidieren uns – wenn nötig – selbst“. Keine Alterna-
tive zu einer einnahmeorientierten Gesundheitspolitik sieht auch Bayerns Staatsministerin 
für Gesundheit, Pflege und Prävention, Judith Gerlach. Die FinanzKommission Gesundheit 
habe mit ihrem Maßnahmenkatalog sorgfältig abgewogen, wo gespart werden müsse. Al-
lerdings müsse bei Reformen auch stets die gesellschaftliche Akzeptanz im Blick behalten 
werden. Von der Bundesgesundheitsministerin sei es mutig, voran zu gehen und zügig 
einen Gesetzentwurf zu präsentieren. 

Nachbesserungsbedarf sieht Gerlach bei der Finanzierung der Gesundheitsversorgung von 
Bürgergeldempfängern, die aktuell von der Solidargemeinschaft der GKV getragen wer-
de. Gerlach betonte, dass der Staat in die finanzielle Verantwortung genommen werden 
müsse. Nachbesserungsbedarf konstatierte die bayerische Gesundheitsministerin auch bei 
den Reformvorhaben, die den Krankenhausbereich betreffen. Hier gehe es vor allem dar-
um, Versorgungssicherheit und Qualität klug auszubalancieren. Insgesamt sieht Ministerin 
Gerlach den Freistaat in der medizinischen Versorgung gut aufgestellt und es werde stetig 

Dr. Ralf Langejürgen, Vorstand des BKK Landesverbandes Bayern

Judith Gerlach, Bayerische Staatsministerin für Gesundheit, Pflege und Prävention

»	Zusammen mit der Kassenärztlichen Vereinigung  
	 Bayerns und den Krankenkassen wollen wir die 	
	 Versorgung vor allem in den ländlichen Regionen 	
	 Bayerns noch weiter verbessern.«
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an einer Verbesserung gearbeitet: „Bayerns Gesundheitsversorgung ist auf einem hohen 
Niveau.  Die Zahl der freien Arztsitze ist bereits deutlich gesunken. Zusammen mit der Kas-
senärztlichen Vereinigung Bayerns und den Krankenkassen wollen wir die Versorgung vor 
allem in den ländlichen Regionen Bayerns noch weiter verbessern. Beispiele hierfür sind 
unter anderem die Nachwuchsförderung oder die Landarztprämie.“ 

REFORMEN BRAUCHEN MUT!
Aus seinen Erfahrungen als Intensivmediziner am Gemeinschaftskrankenhaus Herdecke 
und Vorsitzender der jungen Ärztinnen und Ärzte im Hartmannbund berichtete Dr. Moritz 
Völker. Sein Credo: Reformen brauchen Mut, damit sich Strukturen verändern, Fehlanrei-
ze abgebaut und Eigenverantwortung gestärkt werden kann: „Das Gesundheitswesen 
braucht selbstbewusste wie auch unangenehme Reformen, um überhaupt funktionsfähig 
zu bleiben. Für Zukunftsfähigkeit ist eine klare und langfristige Vision notwendig, hinter der 
sich viele Stakeholder versammeln können.“ 

Der Mediziner hob hervor, dass das ärztliche Personal auch im Krankenhausbereich zwar 
stetig wachse und Deutschland im internationalen Vergleich eine überdurchschnittliche 
Arztdichte aufweist. Weil aber gleichzeitig auch die Fallzahl in Deutschlands Krankenhäu-
sern und in den Arztpraxen überproportional hoch ist, leide die Versorgung unter einem re-
lativen Personalmangel. Völker bemängelte auch die zunehmende Dokumentationspflicht, 
die enorme Ressourcen im medizinischen Alltag binde, frei nach dem Motto: „Was nicht 
dokumentiert ist, wurde nicht gemacht.“  

Der Intensivmediziner betonte, dass das System auch unter Ineffizienzen leide, weil in den 
letzten Jahren der Sparzwang in den Krankenhäusern fehlte. Zahlreiche Patienten würden 
in Krankenhäusern behandelt, die dort gar nicht hingehörten. Am Beispiel der künstlichen 
Beatmung verdeutlichte Völker diese Problematik. So werde regelmäßig in den allerletzten 
Lebenstagen hochbetagter Patientinnen und Patienten das Spektrum der Intensivmedizin 
bis ans Ende ausgereizt. Gerade Intensivmedizin finde häufig am Lebensende statt; Ster-
ben würde oft dorthin outgesourct: „Ich treffe täglich auf Leute, die sich zum ersten Mal 
damit auseinandersetzen, dass das Leben endlich ist.“ 

Damit Veränderungen in der Versorgung möglich würden, müsse auch die Bevölkerung 
kommunikativ eingebunden werden. Es sei wichtig, so Völker, eine Vision zu entwickeln, 
die nicht nur kostenbremsend funktioniert, sondern versorgungsgestalterisch wirkt. Dafür 
sei es notwendig, auch ungewöhnliche Koalitionen einzugehen. Dass das möglich ist, habe 
zum Beispiel der Hartmannbund mit einem gemeinsamen Positionspapier mit dem BKK 
Dachverband bewiesen. 

DEUTSCHLANDS GESUNDHEITSWESEN HAT EIN PRODUKTIONSDEFIZIT
Lehren aus der bereits eingeführten Primärversorgung in Österreich zieht Dr. Clemens 
Martin Auer. Der Sektionschef a. D. im österreichischen Gesundheitsministerium und Prä-
sident des European Health Forum Gastein schlug einen Bogen von der Reformidee bis hin 
zur Versorgungspraxis. Um die Herausforderungen meistern zu können, sei es entschei-

Dr. Moritz Völker, Intensivmediziner am Gemeinschaftskrankenhaus Herdecke und Vorsitzender der jungen 
Ärztinnen und Ärzte im Hartmannbund
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dend, die Produktivität im Gesundheitswesen zu erhöhen, denn dort sieht er Deutschland 
als Schlusslicht. Als Effizienzbremse stellte der angesehene Gesundheitsreformer die feh-
lende Digitalisierung und die Fragmentierung der Gesundheitsversorgung heraus. Proble-
matisch sei, dass die Primärversorgung hierzulande grundsätzlich die Sekundärversorgung 
ausschließe. Interdisziplinäre Teams und Netzwerke hält Auer gerade auch für die Versor-
gung auf dem Land für elementar. Der einsam vor sich hinarbeitende Arzt könne weder effi-
zient sein, noch würde er den Ansprüchen junger Ärztinnen und Ärzte gerecht, die in Teams 
arbeiten wollen. Zudem gelte es, ein „unsägliches System der Einzelabrechnungen“ in 
Arztpraxen zu überwinden. Auer betonte: „Ohne eine tatsächlich leistungs- und versor-
gungsstarke sowie interdisziplinäre und multiprofessionelle Primärversorgung lassen sich 
hochentwickelte Gesundheitssysteme wie in Deutschland oder Österreich nicht aufrecht-
erhalten. Nur: Dazu braucht es die Bereitschaft, die Versorgungsstrukturen zu ändern.“

RESSOURCEN ALLER PROFESSIONEN NUTZEN
Die anschließende Podiumsdiskussion wurde um weitere Expertise aus Praxis und Politik 
erweitert. Elisa Jóhannsdóttir, Projektleiterin für Community Health Nursing in Lindenberg 
im Allgäu, stellte dar, wie das Gesundheitswesen in Deutschland vom neuen Berufsbild 
der Community Health Nurses (CHN) auch in einem modernen Primärversorgungssystem 
profitieren könnte. Durch die Einbindung der CHN vor Ort wird eine koordinierte, multi-
professionelle und bevölkerungsnahe Gesundheitsversorgung aufgebaut – als Ergänzung 
der bestehenden medizinisch-pflegerischen Dienstleistungen, von der hausärztlichen Ver-
sorgung bis hin zum ambulanten Pflegedienst.

Jóhannsdóttir betonte, dass das Projekt CHN weit über die Gemeindepflege hinausgehe. 
Von Ärztinnen und Ärzten sowie Patientinnen und Patienten zunächst kritisch beäugt, wur-
de das ergänzende Angebot durch die CHN, welches sich durch Lebensstilberatung, Be-
gleitung chronisch Erkrankter und Versorgungskoordination auszeichnet, inzwischen sehr 
gut angenommen. Auch Ängste, dass die ärztliche Betreuung unter dem Angebot der Com-
munity Health Nurse leiden könne, wurden abgebaut. 2026 läuft das Projekt allerdings aus. 
Die gebürtige Isländerin plädierte dafür, die positiven Erfahrungen mit CHN zu nutzen und 
Veränderungen in der Versorgungsstruktur breitenwirksam zu unterstützen. Dafür bräuch-
ten die CHN aber auch mehr Kompetenzen, wie sie beispielsweise in skandinavischen 
Ländern Usus seien.

ARBEITSMEDIZIN IN BETRIEBEN ERGÄNZT UND ENTLASTET
Dr. Annett Richter, Leiterin des Gesundheitsmanagements bei der BMW Group, stellte die 
wichtige Rolle und das Potenzial der Arbeitsmedizin für die Versorgung heraus. Als Arbeits-
medizinerin sieht sie großes Potenzial in der Gesundheitsbegleitung der Beschäftigten im 
Unternehmen. Um die medizinische Kompetenz im Unternehmen ausschöpfen zu können, 
sei zum Beispiel der Zugang zur ePA oder die Möglichkeit, Überweisungen auszusprechen, 
wichtig. Bei BMW werde das Zusammenspiel von Unternehmen und Arbeitsmedizin groß-
geschrieben und in einem jährlichen Gesundheitsbericht regelmäßig dokumentiert: „Wenn 
BMW AG und BMW BKK zusammenarbeiten, profitieren unsere Mitarbeitenden direkt: Auf 
Basis klarer Fakten entwickeln wir gemeinsam Gesundheits- und Präventionsangebote, 
die im Alltag spürbar Wirkung zeigen.“ Richter plädierte dafür, Versorgung in Deutschland 
konstruktiv anzugehen. 
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PRIMÄRVERSORGUNG KANN MEHR
Dr. Wolfgang Ritter, Vorsitzender des Bayerischen Hausärzteverbands, berichtete über sein 
„Hausärztliches Primärversorgungszentrum – Patientenversorgung interprofessionell“, kurz 
HÄPPI, welches die hausärztliche Versorgung nachhaltig weiterentwickeln soll. HÄPPI ar-
beite interprofessionell und mit qualifizierten medizinischen Fachangestellten (MFA), die 
sich zur Primary Care Managerin weiterqualifizieren können. Die Professionalisierung der 
MFA wirke sich auch positiv auf die Attraktivität dieses Berufsfelds aus. 

Bei HÄPPI drehe sich alles um die Patienten und von dort entwickele sich der individuelle 
Behandlungspfad. Die Patientin oder der Patient hat zu jener Fachkraft zuerst Kontakt, die 
für den Versorgungsbedarf und die folgende Leistung am besten professionalisiert ist. Rit-
ter: „Ich sehe viele Patienten schon gar nicht mehr.“ Dieses strukturierte Vorgehen komme 
auch bei den Patientinnen und Patienten gut an, wie Evaluationen der Pilotprogramme 
in Baden-Württemberg und Bayern über eine sehr hohe Zufriedenheitsrate zeigen. Pro-
blematisch und hinderlich sieht der praktizierende Hausarzt die laufende Diskussion um 
Behandlungsmengen und deren Begrenzungen, die einer Primärversorgung zuwiderlaufe.

Sowohl aus ärztlicher Perspektive, als auch aus politischer Sicht, stellte der Bundestags-
abgeordnete Prof. Dr. Hans Theiss dar, welche Reformbaustellen im Gesundheitswesen 
dringend angegangen werden sollten und wie eine sektorenübergreifende Versorgung ge-
staltet werden müsse. Das Primärversorgungssystem, das die Bundesregierung einführen 
möchte, sieht er noch im Entwicklungsprozess und als dickes Brett, das es zu bohren gelte. 
Für wichtig hält Theiss, dass die Versorgung breiter gedacht werde und sich nicht allein auf 
ärztliche Leistungen konzentriere. 

Besonders herausfordernd sieht der Bundestagsabgeordnete regionale Versorgungsunter-
schiede, die im Sinne eines stimmigen Konzepts politisch herauszuarbeiten seien. Schon 
im Sommer soll ein Referentenentwurf aus dem Bundesgesundheitsministerium folgen. 
Erste Austauschrunden mit Ärzten, Krankenkassen und anderen Akteuren zeigten, dass ein 
gemeinsames Grundverständnis vorhanden sei. Aber eine Einigung der verschiedensten 
Interessensgruppen werde schwer: „Da steckt der Teufel eindeutig im Detail.“

KRANKENKASSENREDUKTION ALS POPULISTISCHE FORDERUNG
Mit der Diskussion über eine dauerhaft gesicherte Finanzierung der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung geht vereinzelt auch die Diskussion über eine GKV-Strukturreform einher. 
Zwar hatte die FinanzKommission Gesundheit schon in ihrem ersten Bericht bescheinigt, 
dass kein nennenswertes Einsparpotenzial bei den Verwaltungskosten zu erwarten sei. 
Allerdings werde dieses Thema im zweiten Bericht der Kommission noch näher beleuchtet, 
merkte Theiss an. 

Von seinen negativen Erfahrungen mit Zwangsfusionen von Krankenkassen in Österreich 
konnte auch Clemens Martin Auer berichten und entsprechend eindringlich vor politisch-
administrativen Experimenten dieser Art warnen. Die Situation der Krankenversicherung in 
Österreich sei nach der Reform nicht besser, sondern noch einmal prekärer geworden: „Es 
handelt sich um ein völlig verunglücktes Fusionierungsprojekt der neun Gebietskranken-
kassen in die Österreichische Gesundheitskasse. Man hat einen Moloch geschaffen, einen 
Golem, der nicht beherrschbar ist.“ 

Auch Ralf Langejürgen plädierte zum Ende der Tagung, bei der Diskussion um Kassen-
zahlen und Kassengrößen endlich wieder Vernunft walten zu lassen und die bewährten 
Strukturen nicht zu setzen. Sein abschließender Appell an die Politik: „Lassen Sie es, denn 
administrativ verordnete Zentralisierungsübungen jedweder Art im GKV-System sind teuer, 
bürgerfern und mittelstandsfeindlich.“  

Weitere Informationen  
zur Tagung und Interviews:
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VERÄNDERTE ROLLENBILDER UND ANFORDERUNGEN

KASSE DER ZUKUNFT
Von Georg Stamelos, BKK Landesverband NORDWEST

Zukunft der Kassen – Kassen der Zukunft: Ob digitaler Wandel, politische Eingriffe oder 
neue Versichertenpfade, die gesetzlichen Krankenkassen stehen vor einem grundsätzlichen 
Wandel. Auf seiner Verwaltungsratssitzung hat sich der BKK-Landesverband NORDWEST 
den herausfordernden Zukunftsfragen gestellt. Zusammen mit dem Experten für ein digi-
tales Gesundheitswesen, Prof. David Matusiewicz, wurde über veränderte Rollenbilder und 
Anforderungen diskutiert. Das mehr als 400 Jahre alte Paderborner Rathaus, das Tradition 
mit moderner Innenraumgestaltung verbindet, lieferte hierfür die geeignete Kulisse.

GESUNDHEIT UND POLITIKLEUCHTTÜRME
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Nun geistert sie wieder durch die Gazetten, die Mär von überbordenden Verwaltungskosten 
und der Überfülle gesetzlicher Krankenkassen. Mit dem Einsparpotential durch eine Verrin-
gerung der Kassenzahl haben sich auch die Experten der FinanzKommission beschäftigt. 
Sie stellt fest, dass hier nur geringe Beträge eingespart werden könnten. Denn die Verwal-
tungskosten betragen nur etwa vier Prozent aller Ausgaben – genauer 13,3 Milliarden von 
jährlich rund 350 Milliarden Euro. An diesem Verhältnis hat sich wenig geändert, obwohl 
sich die Zahl der Kassen in den vergangenen Jahren durch Fusionen bereits stark reduziert 
hat. Trotzdem wird die leidige Diskussion von Politikern beider Regierungsparteien wie eine 
Monstranz in die Öffentlichkeit getragen, weil es scheinbar gut beim Wahlvolk verfängt. 
Unabhängig von der aktuellen politischen Debatte stehen die Krankenkassen vor großen 
Veränderungen. Sie müssen sich dafür aufstellen, ihre Versicherten durch das komplexe 
Geflecht der Gesundheitsbeziehungen und Dienstleistungen zu lotsen. Prävention und re-
gionale Versorgungssteuerung fallen ebenso ins Gewicht wie Digitalisierung. Diese dient 
hierbei als Schlüsseltechnologie. 

DIGITALER WANDEL
Heute schon die Daten des Fitnesstrackers ausgewertet, das Rezept eingescannt oder die 
Insulinwerte ausgelesen und an den Facharzt übermittelt? Seitdem digitale Helferlein und 
DIGAs zunehmend Einzug in unseren Alltag finden, ist die Welt der Gesundheit nicht nur 
bunter geworden, sondern auch anspruchsvoller. Als Verbraucher muss man sein techni-
sches Verständnis erweitern und sich den Nutzen zahlreicher Anwendungen erschließen. 
Als mündiger Patient und Versicherter ist es immer häufiger vonnöten, ein systemisches 

Verständnis zu entwickeln, wie welches Vorgehen im Konzert mit Arzt und Apotheke, Kli-
nik und Kasse nützt. Versicherte erwarten schnelle und unbürokratische Entscheidungen, 
individuelle Lösungen und Einhaltung von Leistungsversprechen. Die zügige Bearbeitung 
von Anträgen, der faire Umgang in Konflikten und daraus resultierenden Widersprüchen 
sowie die Befragung von Versicherten sind wesentliche Kriterien zur Beurteilung der Quali-
tät. Häufig gestaltet sich die Bewertung von Qualität und Leistungsangeboten schwer. Es 
braucht mehr Transparenz sowie einen Abbau von Fehlanreizen. Dabei gilt es, manches 
Angebot genauer anzuschauen und zu hinterfragen. Vergleichsportale etwa versprechen 
vordergründig einen einfachen Überblick über Leistungen der Krankenkassen und offerie-
ren den schnellen und unkomplizierten Wechsel. Doch ist es nicht verkehrt, sich deren Ge-
schäftsmodell vor Augen zu führen.   

NEUES MINDSET DER GESUNDHEITSKULTUR
Solche Plattformen fungieren als digitale, provisionsfinanzierte Makler. Keineswegs han-
delt es sich dabei um neutrale Informationsplattformen. Der wirtschaftliche Anreiz liegt 
auf dem erfolgreichen Abschluss provisionsbehafteter Verträge. Daher besteht seitens der 
Vergleichsportale ein starkes Interesse, einen Wechsel aktiv zu fördern. Dabei stellt sich 
die Frage, wie transparent Auswahl, Ranking und Hervorhebungen von Leistungen für Ver-
sicherte sind. Nicht alle allgemein geöffneten Kassen sind voll vergleich- oder wählbar. 
Damit ist der Eindruck eines vollständigen Marktüberblicks nur eingeschränkt tragfähig. 
Auch eine starke Preisorientierung kann für Laien irreführend sein – insbesondere bei Wahl-
tarifen mit Selbstbehalt, Bonuslogik oder längerer Bindung. Vergleichsportale wirken als 
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Wechselbeschleuniger. Daraus folgt zwar kein Automatismus für Fehlverhalten, wohl aber 
ein struktureller Interessenkonflikt zugunsten von Wechseln und Abschlüssen. Ein Blick auf 
den provisionsbedingten Abfluss aus der gesetzlichen Krankenversicherung verdeutlicht 
dies: In diesem Jahr beträgt die maximale Provision je versichertem Mitglied für gewerblich 
vermittelnde Dritte 118,65 Euro. Wenn man bei überschlägig 2,95 Millionen wechselnden 
Mitgliedern pro Jahr annimmt, dass  30 bis 50 Prozent der Wechsel über Vergleichsportale 
erfolgen, fließen etwa 100 bis 175 Millionen Euro pro Jahr aus der GKV ab. Selbst wenn 
zulässige Maklerpauschalen reduziert werden, ist ein eindeutiger Mehrwert weder für den 
einzelnen Versicherten noch für das GKV-System zu erkennen. Und dennoch müssen wir 
uns an neuen Playern im Wettbewerb messen, betonte David Matusiewicz auf der Ver-
waltungsratssitzung des BKK-Landesverband NORDWEST: „Eines der Hauptprobleme der 
Verwaltung ist, dass sie sehr seriell denkt. Erstmal muss das Internet sauber, dann die Cy-
bersecurity und die Migration von Daten in die Einrichtung gewährleistet sein. Erst, wenn 
das geschafft ist, beschäftigen wir uns mit anderen Themen, sofern die Zeit vorhanden ist.“ 
Das funktioniere heute aber nicht mehr so, betont der Experte für digitale Entwicklung im 
Gesundheitswesen. „Wir werden eingeholt von der Realität, die parallel verläuft. Und das 
auf verschiedenen Kanälen, ob wir wollen oder nicht. Damit einher geht ein rasanter Ver-
drängungswettbewerb, dem auch die Krankenkassen unterliegen. Wir brauchen nur durch 
die Fußgängerzone gehen und sehen, dass die Kaufhäuser das Thema Gesundheit an sich 
ziehen. DM, Rossmann und Kaufland bieten das Monitoring von Gesundheitsleistungen 
und lenken die Aufmerksamkeit der Konsumenten auf kommerzielle Produkte.“

VOM SOFA ZUM CONCIERGE
Wollen Krankenkassen ihren Auftrag im Sinne der 

Daseinsfürsorge auch künftig gewissenhaft erfül-
len, ist ein neues Rollenverständnis geboten, das 
neue empathische und kommunikative Zugänge 
erfordert. Dies führt unweigerlich zu sich ver-
ändernden Berufsprofilen und einem organisa-
tionalen Umdenken. In seiner Studie zur „GKV 

2030“ hat Matusiewicz ermittelt, dass sich 
neue Arbeitswelten durchsetzen. New 
Work ist eines der Zukunftsthemen, eben-
so wie KI und Kundenkommunikation. 
„Schon jetzt sagen über die Hälfte der be-

fragten Kassen, dass sie keine Sozialver-
sicherungsfachangestellten mehr ausbilden, 

beziehungsweise ausbilden werden. An ihre Stelle 
treten Datenanalysten, Digital-Media-Manager, Projektmanager und KI- und Cloud Exper-
ten“, so Matusiewicz. Die Herausforderung ist, das Tagesgeschäft von heute zu bewältigen 
und gleichzeitig den Systemwechsel für die Zukunft einzuleiten. Dieser heterogenen Kom-
plexität in der Gestaltung der Unternehmensstruktur müssen sich die Kassen stellen. Dazu 
braucht es den Mut, beispielsweise im Umgang mit KI und neuen Prozessstrukturen, die 
Partnersysteme integrieren, die wir heute noch gar nicht auf dem Radar haben. Kranken-
kassen übernehmen für ihre Kunden zunehmend eine Lotsenfunktion durch das Geflecht 
der Gesundheitsbeziehungen. Das erfordert zunehmend einen Perspektivwechsel und die 
Konzentration auf interdisziplinäre Zusammenarbeit in organisationalen Teams. Gefordert 
sind kommunikationsstarker Austausch, analytische Betrachtungsweisen aus vielschichti-
ger Perspektivlage und Entscheidungsfreude. Und immer ein ganzheitlicher Blick auf die 
Bedürfnisse des versicherten Menschen. Damit wachsen die Aufgabenfelder für Kranken-
kassen, werden vielfältiger. Im Rahmen integrierter Versorgungsmodelle zum Beispiel 
könnten Kassen eine steuernde Rolle im Bereich des Quartiersmanagement übernehmen. 
Gerade dort, wo verschiedene Akteure sich zu regionalen Netzwerken zusammenfinden, 
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um innovative Versorgungsmodelle zu etablieren, können Krankenkassen sich als Projekt-
partner einbringen. Der BKK-Landesverband NORDWEST engagiert sich als Impulsgeber 
besonders im Bereich der Prävention und wird künftig eigene Initiativen anstoßen. „Das 
Problem ist, dass wir die Digitalisierung nur als technische Rationalisierung sehen“, beton-
te Zukunftsforscher Matthias Horx bereits vor Jahren. „Wir sehen die Effizienzsteigerung, 
aber perfektionieren das Gesundheitssystem nicht und versuchen stattdessen, mit der Di-
gitalisierung ein fehlerhaftes System zu verbessern.“ Der Gründer des Zukunftsinstituts mit 
Sitz in Frankfurt und Wien fordert ein integriertes Gesundheits- und Fürsorge-System – die 
„Concierge-Medizin“.

Tatsächlich ist die Erweiterung digitaler Services ein wichtiger Schritt dorthin. Um auf die 
Anliegen der Kunden schnellstmöglich reagieren zu können, wird bestenfalls jeder Postein-
gang – also auch der aus Papier – sofort in eine digitale Akte umgewandelt und zu einem 
großen Teil automatisiert verarbeitet. Die sogenannte Dunkelverarbeitung nimmt immer 
mehr Raum ein. 

GESUNDHEITSSYSTEM DER MÖGLICHKEITEN
Ohne Zweifel werden die digitalen Kanäle in Zukunft eine noch wichtigere Bedeutung erlan-
gen. In anderen Ländern zeigt sich das bereits. In Israel oder in Dänemark würde niemand 
mit einem Papier-Rezept in eine Apotheke gehen. Dort ist das E-Rezept seit langem etab-
liert. Telemedizin gehört dort zum Alltag. Wenn Versicherte eine leicht handhabbare digitale 
Alternative zum Papier erhalten, werden sie diese auch nutzen. Sicher ist es angenehmer, 
etwa einen Unfallfragebogen am Rechner auszufüllen und per Click zu versenden und sehr 
schnell eine Bestätigung zu erhalten, als auf ein Papierformular zu warten, dies in einen 
Umschlag zu stecken und für einen Euro Porto zur Post zu bringen, um dann Tage auf eine 
Antwort zu warten. Schon länger wird daran gearbeitet, die digitale Kommunikation auf 
diversen elektronischen Kanälen wie Chat, App oder E-Postfach schnell und effizient aus-

zubauen, um Versicherten den für sie angenehmsten digitalen Zugangsweg zu bieten. Als 
Körperschaft des öffentlichen Rechts sind die gesetzlichen Krankenkassen jedoch einer Re-
gulierung unterworfen, die es aus Datenschutzgründen nicht immer leicht macht, digitale 
Lösungen zu finden. So ist es zum Beispiel nicht möglich, für Chats einfach WhatsApp zu 
nutzen. Dennoch, die in Umsetzung befindliche elektronische Patientenakte eröffnet neue 
Möglichkeiten. Zum ersten Mal hat der Versicherte alle Daten seines Gesundheitsverlaufs 
elektronisch verfügbar. Aber auch hier müssen noch Steine auf dem Weg in die Zukunft 
abgetragen werden. „Deutschland ist Weltmeister in der Regulation theoretischer Risiken“, 
erklärt Matusiewicz, der die Politik als Problem identifiziert hat. „Ich freue mich über jedes 
Gesetz, das nicht aus Berlin kommt. Wir brauchen immer mehr Gesetze und mehr Geld, 
um digital zu gestalten.“  

VON DER BÜROKRATIE ZUR EMPATHIE
Doch was ist mit den Versicherten, denen sich die digitale Gesundheitswelt nicht mehr 
erschließt, die aufgrund von schwerer Erkrankung oder ihres Alters basalen Problemen 
gegenüberstehen? Auch diese Menschen darf eine Krankenkasse nicht aus den Augen 
verlieren; sie sollte sich als empathischer Begleiter und Unterstützer zeigen. Sicher ist, der 
gesetzliche Rahmen, auf dem unser Auftrag fußt, muss eingehalten werden. Aber dort, 
wo es Spielräume gibt, müssen wir sie zum Nutzen unserer Versicherten nutzen. Das kann 
die Gewährung einer stationären Rehabilitation sein, wenn die Kur nicht bewilligt werden 
kann. Das kann der Hausbesuch vor Ort sein, wenn das Laufen schwerfällt. Das kann die 
aufmerksame Beratung Hilfe im Umgang mit Formularen sein, wenn der Amtsschimmel 
wiehert und man als Versicherter oder Angehöriger nicht mehr weiß, wer was wann und 
wie bekommt. Doch dazu braucht es Empathie, Verständnis dafür, wo der Schuh drückt – 
eben eine Kasse, die als organische Einheit funktioniert und von der Politik nicht überregle-
mentiert wird. An diesem Punkt treffen sich die neue und die alte Zeitrechnung als Vision 
von der besten aller Welten. 

LEUCHTTÜRME LEUCHTTÜRME
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REGAL ODER TONNE
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GESUNDHEITSREFORM:

MEHR MUT!
Von Stefan. B. Lummer

Die Bundesregierung will die Krankenkassen stabilisieren – aber zugleich den 
Bundeszuschuss um mehrere Milliarden kürzen, sodass Versicherte und ihre 
Arbeitgeber weiterhin Aufgaben des Staates bezahlen zu müssen. Das sorgt 
selbstverständlich für Kritik aus ganz unterschiedlichen Richtungen. Die willkür-
lich und viel zu niedrig festgelegte Finanzierung der Gesundheitskosten von Bür-
gergeldbeziehern belastet die Solidargemeinschaft unnötig und treibt die Bei-
tragssätze für gesetzlich Versicherte und Unternehmen zuverlässig nach oben. 
Die Gesundheitskosten nun im Sparpaket zu deckeln, stößt auf eine breite Front 
von Kritik. Neben den Kassen werden auch diejenigen laut, deren Arbeit von 
der gesetzlichen Krankenversicherung bezahlt wird: Krankenhäuser, Arztpraxen, 
Pflegeheime und Pharmaindustrie. „Weder seriös noch solide noch solidarisch“ 
heißt es über die Zumutungen einer Gesundheitsreform, mit der die Bundesre-
gierung nicht entschlossen Strukturen und Routinen im Hunderte Milliarden Euro 
schweren Markt des deutschen Gesundheitswesens anfasst, sondern versucht, 
mit Einsparungen Zeit zu gewinnen. Im Kriegsnebel dieses mit harten Banda-
gen geführten Kampfes um Einfluss, gewaltige Ressourcen und Macht legt der 
Hogrefe Verlag ein Buch vor, das im wissenschaftlichen Brachland der Interes-
senpolitik im deutschen Gesundheitswesen ackern will: Lobbyismus verstehen 
und Gesundheitspolitik mitgestalten – so formuliert Professor Wilfried Boroch 
seinen Anspruch an eine Handreichung, die ein hochkomplexes Areal politischer 
Entscheidungsprozesse ordnen will, für ein systematisches und theoretisch fun-
diertes Verständnis der Mechanismen und Hebel des Interessenausgleichs. Wie 
lässt sich das cui bono unterschiedlichster Disziplinen und Geschäftsmodelle 
klar abgrenzen und beschreiben in einer Sphäre, in der Politik, Ökonomie und 
Wissenschaft grundlegende normative Fragen zu beantworten haben? Soziale 
Gerechtigkeit, Sicherheit der gesundheitlichen Versorgung und Freiheit für öko-
nomisches Handeln: Es sind Fragen zu beantworten, die über den Erfolg einer 
Zivilgesellschaft in einem System entscheiden, das systematisch unterschiedli-
chen Phänomenen des Marktversagens ausgesetzt ist und in dem sich die Betei-
ligten nicht gern in die Karten schauen lassen. Politische Entscheidungsprozesse 

im deutschen Gesundheitswesen finden häufig im Rahmen von Absprachen zwi-
schen den Beteiligten hinter verschlossenen Türen statt. Und Überlegungen zur 
Positionierung werden zumeist nichtöffentlich formuliert und verhandelt. Dies al-
les trifft auf eine hochverschuldete Regierung, die Versicherte, Patientinnen und 
Patienten, aber auch die Beschäftigten im Gesundheitswesen zur Konsolidierung 
des Bundeshaushaltes heranziehen will.  

„Eine Theorie der Gesundheitspolitik gibt es nicht. Das ist ein wissenschaftliches 
Manko“, sagt Professor Wilfried Boroch. Tatsächlich gibt es für Gesundheitspolitik 
kein geschlossenes, einheitliches Theoriegebäude. Wir sehen ein hochkomple-
xes, multidisziplinäres Feld, auf dem Ökonomie, Medizin, Soziologie, Recht und 
Politikwissenschaft wirken. Der Hochschullehrer für Gesundheits- und Sozialma-
nagement an der FOM Hochschule in Essen hat ein interdisziplinäres Standard- 
werk vorgelegt, das politische, wirtschaftliche und gesundheitswissenschaftliche 
Perspektiven verknüpft. Boroch weiß, worüber er schreibt: Er kann auf berufli-
che Stationen am Weltwirtschaftsinstitut Hamburg, als Gesundheitsökonom bei 
einer Kassenärztlichen Vereinigung und als Hauptabteilungsleiter für Unterneh-
menspolitik bei einer gesetzlichen Krankenkasse zurückblicken. Es geht ihm um 
die Frage: Können Interventionen des Staates und Regulierungen das Verhalten 
der Akteure im deutschen Gesundheitswesen wirksam ändern? Professor Bo-
roch erlaubt uns einen systematischen Einblick, wie Akteure im Gesundheits-
wesen Lobbyismus betreiben und ihre Interessen in politischen Entscheidungen 
durchsetzen. Wer das verstehen und Gesundheitspolitik in der digitalen Trans-
formation, während eines Paradigmenwechsels hin zu Prävention und während 
rasanter Innovationen in der Präzisionsmedizin mitgestalten will, muss dieses 
Buch lesen und in Griffweite in seinem Bücherregal haben. 
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